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EDITORIAL/125: Affe nackt (SB)





Wochendruckausgabe 125 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum 23.03.2019
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Affe nackt

Seit der homo sapiens die Erde, verwurzelt und gegründet im Schoße des
bereits viel länger existierenden und die menschliche
Entfaltungsgeschichte mitbegründeten fellfreien Entwicklungspools homo
erectus, in einer erdgeschichtlich doch überschaubaren Zeit erobert
und für seine Herrschaft und raubgestützte Lebensweise und
Existenzbewältigung mit all ihren Ressourcen in seinen kriegerischen
Besitz zu nehmen sich anschickte, geschah dieses dann auch in einem
Bruchteil jener Zeit, in der sich auf diesem Planeten Leben und dessen
Voraussetzungen gegen große Katastrophen geographischen und kosmischen
Ausmaßes durchsetzen konnten.

Glaubt man den neuesten Forschungen, so können erste Spuren seiner
Existenz bis 300.000 Jahre zurückverfolgt werden.
Zivilisationstechnisch scheint sich dieser homo sapiens nicht nur
mechanisch und architektonisch gegen viele Möglichkeiten anderer
Lebensentwürfe mit seinen sich selbst und erdberaubenden Präferenzen
schlußendlich durchgesetzt zu haben, sondern es wird ihm auch noch
gerne die Deutung über die essentielle Wucht der endlich alles Leben
zerstörenden und letztinstanzlichen Vernichtungsgewalt allzu
leichtfertig zugesprochen.

Woher allerdings will eine solche Selbstwahrnehmung, derartige
Voraussagen treffen zu können, denn wissen, ob nicht eine wirklich
nennenswerte und in der Gewaltentfaltung auf das Nötigste reduzierte,
geradezu als friedlich und ausgeglichen zu bezeichnende
Lebensentwicklung erst an dieser Stelle ihren Anfang nehmen und
erfolgreich fortsetzen kann?

Ihre Schattenblick-Redaktion


22. März 2019
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Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RECHT / BRENNPUNKT





PROZESS/014: Bedrohte Anwälte - rechtsgebrechliche Justiz ... (RAV)


Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V. - 22.03.2019

Zu der Verurteilung von 18 Strafverteidiger*innen in der Türkei am 20.
März 2019

Das Werk einer gleichgeschalteten Justiz



Am Mittwoch, den 20. März 2019 wurden 18 Strafverteidiger*innen von dem 37.
Istanbuler Strafgericht am Gerichtsstandort Silivri in Abwesenheit zu
Haftstrafen zwischen 3 Jahren und 1 Monat und 18 Jahren und 9 Monaten
verurteilt. 9 Kolleg*innen sollen für über 10 Jahre hinter Gitter.

Die Verurteilten sind Mitglieder des Vereins progressiver Juristinnen und
Juristen (Çağdaş Hukukçular Derneği, ÇHD), der - wie auch
der RAV - im europäischen Verband Europäische Demokratische Anwältinnen und
Anwälte (EDA) organisiert ist. Allein aufgrund ihres anwaltlichen
Engagements wird ihnen wird vorgeworfen, Unterstützer, Mitglieder oder gar
Führungspersönlichkeiten der Organisation Revolutionäre
Volksbefreiungspartei - Front (DHKP-C) zu sein, die in der Türkei als
terroristische Organisation verfolgt wird. Das ist anwaltliche
Berufsausübung und in einem auch nur annähernd demokratischen Staat keine
Straftat.

Das Urteil ist das Ergebnis eines Strafprozesses, der von Beginn an
willkürlich und unter Missachtung jeglicher nach der
Menschenrechtskonvention garantierten Beschuldigten- und Menschenrechte
geführt wurde. Die Entscheidung ist symptomatisch für den Zustand der
türkischen Justiz, die nicht Wahrheitsfindung und Gerechtigkeit, sondern
die Bekämpfung politisch unliebsamer Personen mit justiziellen Mitteln bis
hin zu ihrer Vernichtung zum Ziel hat.

Rechtsanwalt Dr. Peer Stolle, Vorstandsvorsitzender des RAV e.V., erklärt
hierzu: »Wir stehen solidarisch an der Seite unserer Kolleginnen und
Kollegen. Es ist nicht länger hinnehmbar, dass die deutsche Bundesregierung
weiter mit dieser, sämtliche rechtsstaatliche Prinzipien missachtenden
Regierung der Türkei zusammenarbeitet«.

Der RAV ist in großer Sorge, weil sich einige der verurteilten
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, darunter unser Kollege, Selçuk
Kozağaçlı, Vorsitzender des ÇHD und Träger des
Hans-Litten-Preises, inzwischen seit Wochen mit dem Mittel des
Hungerstreiks gegen die gegen sie ergriffenen Maßnahmen des diktatorischen
Regimes zu wehren versuchen und ruft zu einer breiten Solidarität mit den
Kolleg*innen auf.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. März 2019

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V.

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalder Straße 4 | 10405 Berlin

Telefon +49 (0)30 417 235 55 | Fax +49 (0)30 417 235 57

E-Mail: kontakt@rav.de

Internet: www.rav.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. März 2019 
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KOHLEALARM/583: Klimakampf und Kohlefront - wirksame Solidarität ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 23. März 2019

3000 Menschen demonstrieren gegen die Zerstörung von Dörfern durch
RWE

"Wir wollen hier bleiben und kämpfen weiter!"



Keyenberg. 3000 Menschen aus ganz Deutschland demonstrieren heute
[23.03.19] für den Erhalt der Dörfer, die durch den Braunkohle-Tagebau
Garzweiler II bedroht sind. Sie folgen der Einladung von Anwohnenden, die
in der Initiative "Alle Dörfer Bleiben" den Sternmarsch organisieren. In
acht Demonstrationszügen, den sogenannten "Sternschweifen", zogen die
Demonstrierenden aus Ortschaften im Umland zum Dorf Keyenberg, das als
nächstes den Braunkohle-Baggern von RWE weichen soll. Die Initiative
fordert, dass alle von der Abbaggerung bedrohten Dörfer und Höfe im
Rheinland, sowie im Leipziger Land und der Lausitz erhalten und lebenswert
bleiben.

"Es ist unglaublich schön zu sehen, dass Menschen von überall her gekommen
sind, um uns zu unterstützen. Wir aus den Dörfern sind dafür total dankbar.
Besonders ist für mich auch, wie viele Menschen aus den bedrohten Orten
heute mit auf der Straße waren. Durch solche Aktionen fassen immer mehr
Menschen Mut, für ihr Zuhause zu kämpfen", kommentiert Helmut Kehrmann aus
Keyenberg vom Bündnis "Alle Dörfer Bleiben".
"
Es ist klar, dass unsere Dörfer bleiben können - das ist mit dem Ergebnis
der Kohlekommission möglich. Es ist unmenschlich, wie RWE und die
Nordrhein-Westfälische Landesregierung versuchen, uns trotzdem zum
Umsiedeln zu zwingen. Wir wollen hier bleiben und kämpfen weiter! Die
Dörfer müssen erhalten bleiben. Wer bleiben will, soll bleiben können, und
wer gehen will, soll natürlich auch gehen können", so Britta Kox aus
Berverath, das ebenfalls durch den Braunkohleabbau bedroht ist.

Bereits um 5.30 Uhr liefen die ersten Menschen vom rund 35 Kilometer
entfernten Hambacher Forst los. Aus Horrem und Mönchengladbach starteten am
Vormittag und Mittag Fahrrad-Demonstrationen, aus Hochneukirch, Wanlo und
Kaulhausen, sowie den von Zerstörung bedrohten Dörfern Kuckum, Berverath
und Immerath zogen Menschen zu Fuß nach Keyenberg. Zu Beginn der
Demonstrationen wurden Reden über die Situation in den Dörfern, für einen
schnelleren Kohleausstieg und gegen die Klimazerstörung gehalten. Auch
Schüler*innen der Klimastreik-Bewegung "Fridays for Future" ergriffen das
Wort und zeigten sich solidarisch mit dem Widerstand in den Dörfern.
Um 16.30 Uhr beginnt vor Keyenberg die Abschlusskundgebung mit Reden von
Tagebau-Betroffenen und Kulturprogramm. Es spielen die lokale Band "Beets
?n? Berries" sowie die Gruppe "Arbeitstitel Tortenschlacht", zudem bringen
Mitglieder von "Alle Dörfer bleiben" Lieder über die Zwangsumsiedlung auf
die Bühne. Der Widerstand zeigt sich auch im Dorf: Eine Installation mit
Grabkreuzen und Trauerkranz auf einer Streuobstwiese erinnert an die
bereits zerstörten Dörfer des Rheinlands, eine Foto-Ausstellung in der
Reithalle Keyenberg erzählt "Geschichten des Widerstands".

"Die Menschen akzeptieren nicht mehr, dass Konzerne Dörfer, Landschaften
und unser Klima für Profite zerstören. Das hat der heutige Tag gezeigt. Die
Klimabewegung steht Seite an Seite mit Menschen, die für die Braunkohle aus
ihrem Zuhause gezwungen werden. Wir werden weitermachen, bis alle Dörfer
gerettet sind", erklärt Christopher Laumanns aus der
Klimagerechtigkeitsbewegung, der ebenfalls bei "Alle Dörfer Bleiben" aktiv
ist. "Ob im Rheinland, im Leipziger Land oder in der Lausitz: Kein Dorf
bleibt allein! Wir rufen alle dazu auf, nächsten Samstag zum
Waldspaziergang in die Lausitz zu kommen und sich solidarisch zu zeigen."

"Alle Dörfer Bleiben" ist eine bundesweite Initiative, in der sich
Betroffene aller Braunkohle-Regionen und Aktive aus der
Klimagerechtigkeitsbewegung gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und
Klimazerstörung einsetzen. In den nächsten Monaten sind in allen drei
Regionen weitere Aktionen geplant. Am Samstag, den 30.3. organisiert die
Umweltgruppe Cottbus der grünen Liga einen Protestspaziergang am
Braunkohle-Tagebau Jänschwalde, zu dem auch "Alle Dörfer Bleiben" aufruft,
am 13.4. wird zum Frühlingsfest "Keinen Meter der Kohle!" im Dorf Pödelwitz
im Leipziger Land eingeladen. Weitere Aktionen im Rheinland sind um den 20.
Juni geplant.

Mehr Informationen zu kommenden Aktionen unter:

www.alle-doerfer-bleiben.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 23.03.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/582: Klimakampf und Kohlefront - Sternmarsch für den Erhalt der Dörfer ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 21. März 2019

Dörfer retten und Klima schützen: Zivilgesellschaftliche Organisationen
rufen zur Teilnahme am Sternmarsch von "Alle Dörfer bleiben" am 23. März
auf



Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Greenpeace, die
Klima-Allianz Deutschland und 350.org rufen dazu auf, sich am 23.3. dem
Sternmarsch der Initiative "Alle Dörfer Bleiben" anzuschließen und sich
schützend vor die Orte am Braunkohletagebau Garzweiler zu stellen.

Termin: Sternmarsch von "Alle Dörfer Bleiben"

Zeit: Samstag, 23.3., Start ab 14 Uhr

Ort: Startpunkte in Berverath, Kuckum/Unterwestrich, Immerath,
Hochneukirch, Kaulhausen, Wanlo und Holzweiler

Endkundgebung um 16:30 Uhr in Erkelenz-Keyenberg

Auch wenn der Kohleausstieg mit dem Kompromiss der Kohlekommission vor der
Tür steht, droht vielen Dörfern die Abbaggerung für den Abbau
klimaschädlicher Braunkohle. Am Tagebau Garzweiler im Rheinland sollen fünf
noch bewohnte Dörfer zerstört werden. Damit diese Orte erhalten und
lebenswert bleiben können und das Klima geschützt wird, veranstalten
Anwohner der betroffenen Dörfer über die Initiative "Alle Dörfer Bleiben"
den Sternmarsch am 23. März.

"Wir leben weiter mit der Unsicherheit, ob wir bleiben können oder dazu
gedrängt werden, unser Zuhause zu verlassen. RWE setzt uns massiv unter
Druck - obwohl die Empfehlungen der Kohlekommission ermöglichen, unsere
Dörfer zu erhalten. Sie wollen bewirken, dass wir aufgeben - wir aber
wollen bleiben. Um die Dörfer zu retten, brauchen wir Unterstützung. Viele
Tausende haben sich letzten Sommer schützend vor den Hambacher Wald
gestellt. Wir rufen diese Menschen auf, zum Sternmarsch nach Keyenberg zu
kommen", so David Dresen aus Kuckum.

Der BUND, Greenpeace, die Klima-Allianz Deutschland und 350.org begrüßen
den Sternmarsch und rufen dazu auf, sich den Protesten für den Erhalt der
Dörfer und gegen ein weiteres Anheizen der Klimakrise anzuschließen. Die
Organisationen fordern von der Bundesregierung, zusätzlich zu den bereits
angemeldeten Abschaltungen schnell drei Gigawatt Braunkohlekapazitäten an
den Standorten Neurath und Niederaußem stillzulegen und für den Erhalt des
Hambacher Waldes und der bedrohten Dörfer zu sorgen. Die Landesregierung
von NRW muss im zweiten Schritt die Tagebauplanung so ändern, dass die
Dörfer Keyenberg, Kuckum, Unter- und Oberwestrich und Berverath am Tagebau
Garzweiler erhalten werden. Gleiches gilt für den Tagebau Hambach und den
angrenzenden Wald. Bundes- und Landesregierung sind aufgefordert, RWE jetzt
Einhalt zu gebieten. Denn der Konzern schafft weiterhin Fakten, treibt die
Zerstörung von Dörfern weiter voran und setzt Betroffene für die Umsiedlung
unter Druck.

Informationen zum Sternmarsch am 23.3.:

Ab 14 Uhr starten Demonstrationszüge an unterschiedlichen Orten im Raum
Garzweiler und ziehen in "Sternschweifen" nach Keyenberg. Das Dorf liegt
direkt an der Abrisskante und soll als erstes dem Tagebau weichen. Es gibt
außerdem Fahrraddemos ab Horrem und Mönchengladbach. Die Initiatoren des
Demonstrationszuges ab Immerath betonen, dass sowohl der Hambacher Wald als
auch die bedrohten Dörfer erhalten werden müssen. In Keyenberg findet ab
16:30 Uhr eine gemeinsame Abschlusskundgebung statt, u.a. mit Redebeiträgen
von Betroffenen aus Keyenberg, Antje Grothus (ehem. Mitglied der
Kohlekommission) und Michael Zobel (Organisator von Waldspaziergängen).

Weitere Informationen, sowie eine Übersicht der geplanten
Demonstrationszüge, finden Sie unter: 

www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionen/sternmarsch.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/581: Klimakampf und Kohlefront - Marsch gegen Verlust der Heimat ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 21. März 2019

Sternmarsch für den Erhalt aller Dörfer im Rheinischen
Braunkohlerevier

Tausende Teilnehmende erwartet



Erkelenz. Um gegen die Zerstörung von Dörfern für den Braunkohleabbau zu
demonstrieren, ruft die Initiative "Alle Dörfer Bleiben!" am 23. März zu
einem Sternmarsch aus den Dörfern am Tagebau Garzweiler in den akut
bedrohten Ort Keyenberg auf. Zur Veranstaltung werden mehrere tausend
Teilnehmende aus ganz Deutschland erwartet.

"Mit der Aktion setzen wir uns für den Erhalt aller Dörfer ein. Hier in der
Region sind Keyenberg, Kuckum, Ober- und Unterwestrich sowie Berverath
bedroht. Es kann nicht sein, dass trotz des Klimawandels immer noch Orte
für die Kohle abgebaggert werden. Wir setzen uns gemeinsam und entschlossen
für den Erhalt aller Dörfer ein. Wir rufen die Menschen auf, sich mit uns
schützend vor die Häuser zu stellen." so Barbara Ziemann-Oberherr aus
Keyenberg.

Ab 14 Uhr starten am Samstag Demonstrationszüge von verschiedenen Orten im
Raum Garzweiler und treffen sternförmig in Keyenberg zusammen. Dort findet
eine Abschlusskundgebung mit Redebeiträgen von Tagebaubetroffenen, dem
ehemaligen Mitglied der Kohlekommission Antje Grothus sowie Schülerinnen
und Schülern von Fridays for Future statt. Weitere Programmpunkte sind das
Musik-Ensemble "Beets'n'Berries" aus der Region und eine Ausstellung zu
Umsiedlungen und dem lokalem Widerstand. Für das leibliche Wohl ist
gesorgt.

Mit der Aktion soll auch die schwierige soziale Situation für die Menschen
vor Ort thematisiert werden. "Die drohende Abbaggerung ist ein extrem
schmerzhafter Prozess für uns. RWE provoziert hier mit gezielten Aktionen
eine soziale Spaltung und macht uns das Leben schwer. Wir fordern, dass
alle Orte erhalten und lebenswert bleiben, aber die Menschen, die umsiedeln
möchten, sollen weiterhin gehen können, ohne einen Nachteil zu haben." so
Barbara Ziemann-Oberherr weiter.

Ähnlichen Situationen sind auch Menschen im Leipziger Revier und in der
Lausitz ausgesetzt. In Pödelwitz und Mühlrose schaffen Mibrag und LEAG
bereits Fakten, ohne eine Abbaugenehmigung. Aus beiden Revieren reisen
Betroffene an, um sich solidarisch zu zeigen. "Ich bin aus der Lausitz
hergekommen, um heute mit den Rheinländer*innen für den Erhalt unserer
Dörfer zu streiten. Wenn wir etwas bewegen wollen, können wir das nur
gemeinsam. Mir geht es auch darum beteiligt zu werden, wenn über die
Zukunft der Regionen verhandelt wird. Wir müssen vermeiden, dass nochmal
ein Konzern so viel Macht bekommt, stattdessen brauchen wir vielfältige
Beteiligungsmöglichkeiten für die Menschen vor Ort." so Adrian Rinnert aus
der Lausitz.

"Alle Dörfer Bleiben!" ist eine bundesweite Initiative, in der sich
Betroffene aller Braunkohle-Reviere mit Aktiven aus der
Klimagerechtigkeitsbewegung gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und
Klimazerstörung einsetzen. "Für uns bedeutet Klimagerechtigkeit, dass keine
Menschen für die Profite von Konzernen ihr Zuhause verlieren. Weder hier
durch die Tagebaue, noch in anderen Teilen der Welt, wo die Folgen des
Klimawandels die Lebensgrundlagen der Leute zerstören. Immer mehr Menschen
wehren sich gegen diese Zustände: Die Betroffenen der Tagebaue kämpfen
dafür, dass ihre Dörfer bleiben und seit Monaten streiken auf der ganzen
Welt hunderttausende Schüler*innen für das Klima. Das macht mir Hoffnung."
erklärt Christopher Laumanns von "Alle Dörfer Bleiben!".

In den nächsten Monaten sind in allen drei Revieren weitere Aktionen
geplant. Informationen zu "Alle Dörfer Bleiben!" und den weiteren
Aktivitäten finden sich unter www.alle-doerfer-bleiben.de.

Auch zivilgesellschaftliche Organisationen wie die Klima-Allianz
Deutschland, der BUND und Greenpeace unterstützen die Anliegen der
betroffenen Menschen und rufen in einer gemeinsamen Erklärung dazu auf, den
Sternmarsch zu unterstützen.

www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionen/sternmarsch

www.twitter.com/AlleDoerfer

www.flickr.com/photos/164655810@N04/

www.youtube.com/channel/UCJxEuppBPqfpGZ5vrRQE_eA/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.03.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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MESSE/671: Abschlussbericht - 286.000 Mal Begeisterung für das Buch (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (21. bis 24. März
2019)

Pressemeldung vom 24. März 2019

Abschlussbericht Leipziger Buchmesse: 

286.000 Mal Begeisterung für das Buch Literatur als sensible Zeitzeugin der
Gegenwart und Seismographin der Zukunft



Dem Sog der Worte folgten vom 21. bis 24. März 286.000 Besucher zur
Leipziger Buchmesse (2018: 271.000) und dem Lesefest Leipzig liest. Sie
entdeckten die Neuerscheinungen der 2.547 Aussteller aus 46 Ländern,
tauschten sich mit Branchenexperten aus und ließen sich vom geschriebenen
und gesprochenen Wort faszinieren. Letzteres war vor allem bei Europas
größtem Lesefest Leipzig liest zu erleben: Auf dem Messegelände und in der
ganzen Stadt wurden in 3.400 Veranstaltungen die Novitäten des Frühjahrs
vorgestellt und ließen damit einmal mehr ein lebendiges Fest für die
Literatur erklingen.

Sichtbarkeit für das Medium Buch im Dschungel der Medienangebote und für
einzelne Werke sowie ihre Macher im Meer der Bücher zu schaffen, sind die
großen Anliegen der Leipziger Buchmesse, ihrer Aussteller und Partner.
Bereits zur Eröffnung der Leipziger Buchmesse im Gewandhaus zu Leipzig
mahnte Prof. Monika Grütters MdB, Staatsministerin und Beauftragte der
Bundesregierung für Kultur und Medien: "Ohne Menschen, die das Buch
wertschätzen, wird es nicht gehen." Fazit der Leipziger Buchmesse 2019: Es
geht! "286.000 Besucher haben ihre Begeisterung für Bücher, Autoren und
Verlage zum Ausdruck gebracht und bestätigen damit einmal mehr die Kraft
und Faszination des Wortes", erklärte Martin Buhl-Wagner, Geschäftsführer
der Leipziger Messe.

"Die Buchbranche zeigte sich auf der Leipziger Buchmesse in
Aufbruchsstimmung. Verlage und Buchhandlungen gehen selbstbewusst neue
Wege, um das Buch wieder stärker in den Alltag der Menschen zu bringen", so
Heinrich Riethmüller, Vorsteher des Börsenvereins des Deutschen
Buchhandels. "Innovative Veranstaltungsformate, Lesungen und Diskussionen
machten die Vielfalt und die Stärken des Buches sichtbarer denn je. Die
Branche hat sich in Leipzig für ein faires Urheberrecht stark gemacht und
ein deutliches Zeichen für Toleranz, Freiheit und Vielfalt sowie ein
solidarisches und demokratisches Europa gesetzt."

Tschechien: Türen auf dem internationalen Buchmarkt geöffnet

Michael Kretschmer, Ministerpräsident des Freistaates Sachsen, betonte in
seiner Rede zur Eröffnung, dass ein Gastlandauftritt Besuchern die
Möglichkeit biete, zu lesen, zu lernen und zu verstehen, warum es in
anderen Ländern andere Ansichten gebe. Tatsächlich nutzten die 55
tschechischen Autorinnen und Autoren in 130 Veranstaltungen diese
Gelegenheit. Sie erläuterten im Rahmen des Gastlandauftritts ihre Gedanken
zur Geschichte und Gegenwart ihrer Heimat in der Mitte Europas. Auf dem
Leipziger Messegelände und in der Innenstadt erlebten die Besucher in gut
gefüllten Veranstaltungen ein reiches Programm in allen Genres - Poesie,
Roman, Sachbuch, Comic, Graphic Novel, Kinder- und Jugendliteratur, Film,
Theater, Musik und Fotografie. "Der Gastauftritt der Tschechischen Republik
auf der Leipziger Buchmesse war außerordentlich erfolgreich", resümierte
Antonín Stanek, Kulturminister der Tschechischen Republik. "Es ist uns
gelungen, den deutschsprachigen Leserinnen und Lesern über 70 neue
Übersetzungen aus der tschechischen Literatur vorzustellen und damit hoffen
wir, unseren Autorinnen und Autoren die Türen zu weiteren internationalen
Märkten zu öffnen. Diese Aussicht, aber insbesondere der aktuelle Erfolg
bereitet uns große Freude und motiviert uns, die Verbreitung der
tschechischen Literatur weiterhin besonders zu fördern. Nun bleibt, uns bei
all den Menschen und Institutionen aufs Herzlichste zu bedanken, die zu
diesem großen Erfolg beigetragen haben, der alle unsere Erwartungen
übertroffen hat."

Raus aus der Zeitschleife: The Years of Change 1989-1991

30 Jahre nach der Wende stieß die Premiere des neuen Programmschwerpunkts
der Bundeszentrale für politische Bildung und der Leipziger Buchmesse "The
Years of Change 1989-1991. Mittel-, Ost- und Südosteuropa 30 Jahre danach"
auf großes Interesse. In acht Diskussionsrunden reflektierten
Schriftsteller, Journalisten, Publizisten, Zeitzeugen und Mitgestalter der
Wende aus Deutschland, Tschechien, Ungarn, Polen, Rumänien und der Slowakei
die Entwicklungen ihrer Länder und der Europäischen Union. Im Mittelpunkt
der Debatten stand die Sorge um den Erhalt und die Stärkung demokratischer
Werte in Europa. "Wir hängen in dieser Zeitschleife fest und kämpfen wieder
um unsere Freiheit", so einer der Teilnehmer, Schriftsteller und Dissident
Jáchym Topol aus Tschechien, der sich bereits zum Prager Frühling 1968 und
der Samtenen Revolution 1989 für eine freiheitliche Demokratie einsetzte.
Thomas Krüger, Präsident der Bundeszentrale für politische Bildung/bpb, zog
eine positive Bilanz: "Einmal mehr hat sich gezeigt, wie wertvoll es ist,
neue Allianzen einzugehen: Literatur als Kommunikationsmittel, sensible
Zeitzeugin der Gegenwart und Seismographin der Zukunft bereichert die
politische Bildung mit ungewöhnlichen Perspektiven, Brüchen und Bildwelten,
die aufhorchen lassen, Leerstellen füllen und neue Fragen aufwerfen. Und
wir sind ein gutes Stück weitergekommen bei der Suche nach Antworten auf
die Frage: Wie lassen sich die vielen Erfahrungen des Widerstands, des
Undergrounds und politischen Engagements für die Wiederherstellung des
Vertrauens in Demokratien nutzen?"

Medienbildung als Chance eines demokratischen Miteinanders

Zum ersten Mal öffnete auf der Leipziger Buchmesse die Werkstatt+, ein
Gemeinschaftsprojekt der Leipziger Buchmesse, des Bundesverbands Bibliothek
Information Deutschland e.V. und der Verlagsgruppe Westermann, koordiniert
von der gemeinnützigen European Learning Industry Group (ELIG.org). In
spannenden Workshops wurden Kinder- und Jugendliche zu Meinungsmachern, die
zu gesellschaftlichen Themen Beiträge für Print-, Online-, Hörfunk- und 
TV-Beiträge entwickelten. "Wir haben vier Tage lang junge, inspirierte
Menschen erlebt, die Lust haben, mit der Vielfalt an Medien ihre Meinung zu
unserem demokratischen Miteinander auszudrücken", so Buchmessedirektor
Oliver Zille. "Medienbildung gehört auf die Leipziger Buchmesse und stärkt
damit die Stimme der jungen Leser - das haben die vier Tage auf der
Leipziger Buchmesse einmal mehr gezeigt."

Das Projekt war Teil des Forums Politik- und Medienbildung, in dem während
der gesamten Messelaufzeit aktuelle, gesellschaftliche Trends in
experimentellen Foren diskutiert wurden. Einen Höhepunkt bildete der
Democracy Slam am Messefreitag: Im Vorfeld hatten Schülerinnen und Schüler
an zehn mitteldeutschen Schulen gemeinsam mit Slammern Texte zu ihren
Werten entwickelt. Das Ergebnis war beeindruckend mutig und sorgte für
tosenden Applaus bei den Zuhörern.

Leipzig liest - ganz Leipzig!

Einmal mehr war der Name des Lesefests Leipzig liest Programm. Vier Tage
lang präsentierten 3.600 Mitwirkende an 500 Orten auf dem Messegelände und
in der ganzen Stadt ihre Novitäten des Frühjahrs. Vom kleinsten Café bis
zum großen Forum war Leipzig von Literatur erfüllt und sorgte für
nachdenkliche Momente, spitze Diskussionen, erheiternde Gedanken und jede
Menge Inspiration.

Preiswürdige Begegnungen versprachen dabei zahlreiche Autoren, die im
Rahmen der Leipziger Buchmesse ausgezeichnet wurden. Den Reigen eröffnete
am Messemittwoch die Vergabe des Leipziger Buchpreis zur europäischen
Verständigung an Masha Gessen. Am Donnerstag erhielten Anke Stelling
(Belletristik), Harald Jähner (Sachbuch/Essayistik) und Eva Ruth Wemme
(Übersetzung) den renommierten Preis der Leipziger Buchmesse. Es folgten
mehr als 20 Preisverleihungen im Rahmen der Leipziger Buchmesse.

104.000 Besucher bei der 6. Manga-Comic-Con

Wenn auf der Manga-Comic-Con sanfte Teddybären wilde Krieger umarmen, oder
Aragorn Sailor Moon über die Schwelle hilft, ist dies ein wunderbarer
Beleg, was Literatur leisten kann: gemeinsam in Geschichten einzutauchen
und füreinander einzustehen. Die Manga-Comic-Con begeisterte einmal mehr
damit 104.000 Besucher (2018: 104.000 Besucher). Große Stars aus Übersee
wie Hiro Mashima, Erubo Hijihara und suu Morishita zogen Besucher in den
Bann. Schwerpunktthema in diesem Jahr war "Übersetzen im Comic".

Die kommende Leipziger Buchmesse im Verbund mit der Manga-Comic-Con findet
vom 12. bis 15. März 2020 statt.


Über die Leipziger Messe

Die Leipziger Messe gehört zu den zehn führenden deutschen
Messegesellschaften und den Top 50 weltweit. Sie führt Veranstaltungen in
Leipzig und an verschiedenen Standorten im In- und Ausland durch. Mit den
fünf Tochtergesellschaften und dem Congress Center Leipzig (CCL) bildet die
Leipziger Messe als umfassender Dienstleister die gesamte Kette des
Veranstaltungsgeschäfts ab. Dank dieses Angebots kürten Kunden und Besucher
die Leipziger Messe - zum fünften Mal in Folge - 2018 zum Service-Champion
der Messebranche in Deutschlands größtem Service-Ranking. Der Messeplatz
Leipzig umfasst eine Ausstellungsfläche von 111.900 m² und ein Freigelände
von 70.000 m². Jährlich finden mehr als 270 Veranstaltungen - Messen,
Ausstellungen, Kongresse und Events - mit über 15.500 Ausstellern und über
1,2 Millionen Besuchern aus aller Welt statt. Als erste deutsche
Messegesellschaft wurde Leipzig nach Green Globe Standards zertifiziert.
Ein Leitmotiv des unternehmerischen Handelns der Leipziger Messe ist die
Nachhaltigkeit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. März 2019

Leipziger Messe GmbH

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

Telefon +49 341 678-0, Telefax +49 341 678-8762

E-Mail: info@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de
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ASIEN/795: Thailand - Menschenrechtler fordern mehr Engagement für Frieden in Süd-Thailand


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 22. März 2019

Wahlen in Thailand (24.3.) - Vergessener Bürgerkrieg im Süden

Menschenrechtler fordern mehr Engagement für Frieden in Süd-Thailand



Göttingen, den 22. März 2019 - Vor den Parlamentswahlen in Thailand hat die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) mehr Engagement der neuen
Staatsführung für einen dauerhaften Frieden im Süden des Landes gefordert.
"Nach 15 Jahren blutigem Bürgerkrieg braucht der Süden Thailands endlich
eine realistische Perspektive für Frieden", forderte der GfbV-Direktor
Ulrich Delius am Freitag in Göttingen. Die Menschenrechtsorganisation
bedauerte, dass die politischen Parteien im Wahlkampf vermieden haben, auf
den anhaltenden Aufstand muslimischer Gruppen im Süden des überwiegend
buddhistischen Landes einzugehen. Die bislang regierenden Streitkräfte
seien mit ihrer Strategie militärischer Stärke bei einer nachhaltigen
Befriedung gescheitert. Sie hätten das Vertrauen der Konfliktparteien in
Süd-Thailand verloren, so dass nun die Politik gefordert sei, neue
Friedensinitiativen zu entwickeln.

Seit der Eskalation der Gewalt in den vier südlichen Provinzen Patani,
Narathiwat, Yala und Songkhla im Jahr 2004 wurden mindestens 6.940 Menschen
in dem Bürgerkrieg getötet und 13.540 Personen verletzt. Erst am 10. März
waren 11 Bombenanschläge verübt worden, weitere sieben Zünder konnten
rechtzeitig gefunden und entschärft werden.

Die Streitkräfte setzten seit ihrer Machtübernahme im Jahr 2014 auf eine
Politik der harten Hand. So wurden 60.000 neue Soldaten in die
Unruheprovinzen entsandt, der Ausnahmezustand verlängert und den Soldaten
erweiterte Kompetenzen gegeben. So darf jeder Verdächtige bis zu sieben
Tage ohne Angabe von Gründen festgehalten werden. Lokale
Menschenrechtsgruppen beklagen willkürliche Verhaftungen, Verschleppungen
und Folter durch Armeeangehörige.

Verhandlungen über eine friedliche Lösung des Konflikts zwischen der
Militärjunta und dem Bündnis MARA Patani, in dem Widerstandsgruppen und
Politiker aus Süd-Thailand zusammengeschlossen sind, scheiterten im Herbst
2018. Auch eine Vermittlung aus dem muslimischen Nachbarland Malaysia
konnte das verloren gegangene Vertrauen nicht wiederherstellen und konnte
die bedeutendste Widerstandsbewegung Barisan Revolusi Nasional (BRN) nicht
an Verhandlungstisch bringen.

Die Muslime in Süd-Thailand werfen den Behörden eine Politik der
Assimilation und der Missachtung traditioneller kultureller und religiöser
Werte in ihrer Heimat vor. Auch werde die von rund zwei Millionen Menschen
bewohnte Region wirtschaftlich vernachlässigt. Vor 110 Jahren wurde im
Anglo-Siamesischen Vertrag vom 10.März 1909 das Sultanat Patani von der
Kolonialmacht Großbritannien an Siam, das heutige Thailand, übertragen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. März 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.
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MUMIA/947: Gnade vor Recht (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 949


Gnade vor Recht

Trumps früherer Berater Paul Manafort kommt mit geringen Haftstrafen davon

von Mumia Abu-Jamal, März 2019



In Erwartung der bevorstehenden Verkündung des Strafmaßes im Strafprozess
gegen Paul Manafort hielten viele im Land den Atem an. Der mächtige
Lobbyist einer im In- und Ausland operierenden Beraterfirma und ehemalige
Wahlkampfmanager von US-Präsident Donald Trump sah nach Expertenmeinung
verschiedener Kommentatoren der US-Medien einer abschreckend harten
Gefängnisstrafe von möglicherweise einem Vierteljahrhundert entgegen. Der
Strafantrag der Staatsanwaltschaft belief sich jedenfalls auf 19 bis 24
Jahre.

Als jedoch der Hammer des Sitzungsrichters T. S. Ellis am zuständigen
US-Bundesgericht in Alexandria, Virginia, am 7. März hörbar den
Schlusspunkt unter das erste Verfahren gegen Manafort wegen
Steuerhinterziehung und Bankbetrugs setzte, war der Angeklagte mit einer
überraschend geringen Strafe von nur drei Jahren und elf Monaten
davongekommen. Was wieder einmal für alle deutlich sichtbar machte, dass
Geld, Macht und die soziale Stellung in der Gesellschaft einen
entscheidenden Einfluss auf Gerichtsurteile haben. Manafort habe ein
»moralisch relativ einwandfreies Leben« geführt, begründete Richter Ellis
die milde Strafe, mit der er dem Angeklagten eine schwere Last von den
Schultern nahm.

Als Mensch, der selbst hinter Gittern sitzt, liegt mir nichts ferner, als
für harte Gefängnisstrafen zu plädieren. Das ist überhaupt nicht meine
Sache! Mir geht es um etwas anderes: Wir befinden uns seit Jahren ganz klar
im unseligen Würgegriff einer der weltweit schlimmsten Inhaftierungswellen,
die dieses Land wie ein Fleckfieber befallen hat. Inmitten dieses als
»Masseninhaftierung« bekannt gewordenen Phänomens staatlicher Unterdrückung
finden vor allem all jene, die das Pech haben, nicht auf der »Sonnenseite
der Gesellschaft« geboren zu sein, nur selten handverlesene Richter, die
von Barmherzigkeit reden und sie mit milden Strafen davonkommen lassen.

Und auch wenn in einem zweiten Prozess in Washington D. C. Richterin Amy
Berman Jackson vor wenigen Tagen das Gesamtstrafmaß wegen weiterer
Anschuldigungen gegen Manafort noch einmal auf insgesamt siebeneinhalb
Jahre erhöhte, so hat auch sie »Gnade vor Recht« ergehen lassen und nicht
die von der Staatsanwaltschaft geforderten zusätzlichen zehn Jahre Haft
verhängt. Paul Manafort ist eben einer dieser Jungs aus der »besseren
Gesellschaft«, einflussreich, wohlhabend, braungebrannt und von Geburt an
mit Privilegien ausgestattet, von denen die Armen nicht einmal träumen
können. So ist das nun einmal »im Land der Freien und der Heimat der
Tapferen«.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 65 vom 18. März 2019

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser
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STANDPUNKT/188: Buchvorstellung - PazifistInnen denken konstruktiv (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 1 / 2019

Magazin der DFG-VK

PazifistInnen denken konstruktiv

Wichtige Anstöße für die friedensethische Diskussion in und außerhalb
der Kirchen

Von Ulrich Frey




Theodor Ziegler: 
Motive und Alternativentwürfe christlicher Pazifisten - Die vorrangige
Option der Gewaltfreiheit im Religionsunterricht der Kursstufe. 

V&R unipress, Göttingen 2018; 426 Seiten; Printausgabe: 50 Euro,
e-book: 39,99 Euro


Christenmenschen und ihre Kirchen tappen in kritischen
gewaltgeneigten Situationen schnell in die Verfügbarkeitsfalle, dass
nämlich staatliche militärische Gewalt vorhanden ist und durch ihren
Einsatz zumindest Entlastung, wenn nicht gar Befreiung verspricht. Der
"Mythos der erlösenden Gewalt" (Walter Wink) lockt. Die "Lehre vom
gerechten Krieg" sollte Waffengänge zwischen Staaten eigentlich
verhindern. Sie scheiterte in zwei Weltkriegen. Die Ökumene der
christlichen Kirchen gebar das "Leitbild vom gerechten Frieden", das
friedenstheologisch und friedensethisch weithin anerkannt ist. Es
begründet als prima ratio die "Option für die Gewaltfreiheit" oder den
"Vorrang der Gewaltfreiheit", was militärische Gewalt als ultima ratio
und als einen Grenzfall einschließt. Theodor Ziegler stellt die
friedensethische Frage auf den 426 Seiten seines Buches
grundsätzlicher: Muss nicht die Gewaltfreiheit ausschließlich gelten?
(S. 33) Damit stärkt er den Trend in der friedensethischen Diskussion,
die ultima ratio militärischer Gewalt zu überwinden.

Theodor Ziegler, Lehrbeauftragter an der Evang. Hochschule
Freiburg und Mitglied im Leitungskreis des Forum Friedensethik in der
Evang. Landeskirche in Baden, erfahren in der kirchlichen
Jugendarbeit, in der Seelsorge für KDVer und ZDL sowie im
Religionsunterricht, außerdem langjähriges Mitglied in der DFG-VK, hat
im Rahmen seiner Dissertation fünfzehn PazifistInnen zu ihren
Motivationen und Alternativentwürfen befragt und die Ergebnisse in
zehn Hauptthesen zu Merkmalen einer christlich-pazifistischen
Einstellung für die schulische Friedensbildung im Religionsunterricht
der Kursstufe verdichtet.

Gesprächspartner von Ziegler waren Harald Bretschneider, Eugen
Drewermann, Theodor Ebert, Fernando Enns, Ute Finckh-Krämer, Albert
Fuchs, Hans Häselbarth, Ullrich Hahn, Ullrich Lochmann, Stefan Maaß,
Paul Oestreicher, Ulrich Parzany, Paul Russmann, Horst Scheffler und
Markus Weingardt. Seine unmittelbaren Zielgruppen sind die
SchülerInnen der Mittel- und der Oberstufe und die dort
unterrichtenden Lehrkräfte. Mittelbar sind jedoch alle angesprochen,
die an der Überwindung und Verminderung von Gewalt arbeiten.

Die Dissertation gliedert sich inhaltlich in fünf Teile: 1.
Einleitung, 2. Theorieteil (Grundbegriffe und Grundfragen der
Friedensforschung und Friedensarbeit in religionspädagogischer
Hinsicht), 3. empirischer Forschungsteil - Methodologie, 4.
Empirischer Forschungsteil - Qualitative Inhaltsanalyse der
ExpertInnen-Interviews (Motivationen für eine christlich-pazifistische
Einstellung, Alternativen, Realisierungsvorstellungen, Beitrag der
Kirchen, Anregungen für die Pädagogik/Didaktik, Begriff "Pazifismus",
Merkmale einer christlich-pazifistischen Einstellung), 5. Schlussteil:
Reflexion einiger grundlegender Fragen und Fazit.

Um die "einschlägigen Erfahrungen von christlich-pazifistisch
eingestellten Persönlichkeiten als Basis einer Theoriebildung für die
friedensethische Befassung im Religionsunterricht" zu untersuchen,
nutzte Ziegler die qualitative Form der empirischen Sozialforschung.
Von der Erforschung der Grundlagen gelangte er induktiv zur Theorie.
Die Befragung der ExpertInnen orientierte sich an den Standards einer
anwendungsfallbezogenen Variante des Leitfadeninterviews (S. 64). Er
stellte den ExpertInnen sechs Fragen, u.a. zu Friedensbildung und
Friedenserziehung. Aus den daraus gewonnenen 84 Thesen wurden zum
Schluss der Inhaltsanalyse als Grundlage für eine religionsdidaktische
Theorieentwicklung zehn Hauptthesen gebildet, und zwar zu Motivationen
und Alternativvorstellungen, zu Folgerungen für die Realisierung, zu
den Aufgaben der Kirchen, zu Anregungen für die Pädagogik und zum
Begriff "Pazifismus" (S. 86).

Die Forschungsfragen der religionspädagogischen Arbeit sind:
Wie lässt sich eine christlich-pazifistische Einstellung theologisch,
religionspädagogisch und ethisch begründen? Welche Perspektiven
eröffnet sie und wie lassen diese sich realisieren? Welche Grundfragen
und Probleme sind damit verbunden und welche Folgerungen ergeben sich
daraus für die Befassung im Religionsunterricht der Oberstufe? (S.
75). Das sind Fragen zur Bildung für den Frieden. Ziegler versteht die
Friedensbildung als "eine wesentliche Dimension des Bildungshandelns"
(S. 369). Mit Volker Ladenthin definiert er Bildung als "die Fähigkeit
zum selbstbestimmten sachlich angemessenen und sittlich gültigen
Handeln in und mit der natürlichen und kulturellen Welt und mit
anderen Menschen unter dem Anspruch eines sinnvoll gelingenden Lebens"
(S. 369). Als "Konflikt" bezeichnet er mit Bonacker und Imbusch als
die "Phase in einem Kontinuum (z.B. Ausgangspunkt oder aber als
Resultat und Endpunkt sozialer Prozesse), als Mittel oder Zweck" (S.
42). Für die Realisierung von Alternativentwürfen zur Friedensbildung
sind nach Ziegler vier Analyseebenen wichtig: die Ebenen a) der
intrapersonalen Konflikte eines Individuums, b) der interpersonalen
Konflikte, c) der innergesellschaftlichen und d) der internationalen
Konflikte (S. 44). "Gewalt" versteht Ziegler nach Johan Galtung als
das Dreieck von personaler (direkter), struktureller und kultureller
Gewalt (S. 47).

Antworten auf die Forschungsfragen geben die aus den Interviews und
den 84 Teilthesen gewonnenen zehn Hauptthesen (S. 360 ff.).

Hauptthesen zur Motivation für Pazifismus:

1. "Aus eigenen und vermittelten Kriegserfahrungen gilt es, die
entsprechenden Konsequenzen zu ziehen". Das betrifft also die eigene
Biographie oder die anderer.

2. Aus dem christlichen Glauben folgt: "Die Gewaltfreiheit gehört zum
Wesenskern des in Jesus Christus geoffenbarten Gottes. Sie inspiriert
das Bemühen um lebensförderliche Handlungsalternativen zur Gewalt in
allen Lebensbereichen, auch auf der politischen Konfliktebene."

3. Daraus ergibt sich Militärkritik: "Militärische Gewaltpotenziale,
insbesondere im Zeitalter der ABC-Waffen, stehen einer friedlichen
internationalen Konfliktkultur sowie einem an der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte und an dem zivilgesellschaftlichen
partizipativen Modell von Demokratie orientierten Wertekodex
prinzipiell entgegen und bedürfen der Überwindung."

Hauptthesen zu pazifistischen Alternativentwürfen:

4. Utopien sind notwendig. "Insbesondere aus der Erkenntnis, dass die
Überwindung des Krieges zur Überlebensbedingung der Menschheit
geworden ist, erwächst das Interesse an Visionen einer friedlichen
Welt, an deren Beschreibung in Utopien sowie an der Entwicklung
entsprechender Umsetzungsstrategien für eine gewaltfreie
internationale Konfliktkultur."

5. Arbeit an den Friedensursachen ist notwendig: "Der Aufbau einer
gewaltfreien Außen- und Sicherheitspolitik ist unlösbar mit der
Schaffung gerechter Lebens- und Handelsbedingungen verbunden",
außerdem an einem an Suffizienz ausgerichteten Konsumverhalten, an
einer nachhaltigen Produktion und einem fairen Welthandel.

6. Ansatzpunkte für eine friedliche Welt sind möglich: Förderung von
Rechtsstaatlichkeit durch demokratische Bildung und Menschenrechte,
auch auf globaler Ebene (Weltinnenpolitik), Einsatz von
professionellen Fachkräften für zivile Konfliktbearbeitung und breite
Bewusstseinsbildung der Bevölkerung durch gewaltfreie
Alphabetisierung.

Hauptthese zu den Realisierungswegen:

7. Schritte zur Entmilitarisierung sind: der "Auf- und Ausbau
ehrenamtlicher und professioneller ziviler Konfliktbearbeitung, auch
in staatlichem Auftrag"; "Abbau von Kriegsursachen durch notlindernde
Entwicklungszusammenarbeit und gerechte Handelsstrukturen"; "Abbau des
Militärs, Beendigung von Rüstungsproduktion und -export und Austritt
aus Militärbündnissen"; "innergesellschaftliche Minimierung von
struktureller Gewalt und Maximierung friedenslogischer Denkschemata."

8. Hauptthese zur Rolle der Kirchen

Die Kirchen haben eine zentrale Rolle dabei, Gewaltfreiheit,
Friedenstiften und Versöhnungsbereitschaft zu verbreiten. Sie können
in Konflikten vermitteln, auch auf der interreligiösen Ebene. "Die
behauptete 'Vorrangigkeit der gewaltfreien Option' ist eine zu
schwache friedensethische Forderung, weil sie ... die militärische
Option impliziert." Die "Verurteilung von Kriegen als Sünde wider Gott
­... reicht nicht aus", ohne gleichzeitig "die Vorhaltung oder
Androhung militärischer Gewaltpotenziale" auszuschließen.

9. Hauptthese zu Anregungen für die Pädagogik/Didaktik

"Die für eine gewaltfreie Haltung konstitutiven Kenntnisse und
Kompetenzen können im Religionsunterricht mittels einer breiten,
spiralkurricular angelegten Friedensbildung gefördert werden. ..."
Sehr bedeutsam ist die professionelle Fach- und Methodenkompetenz der
Religionslehrkräfte und der Berücksichtigung von Friedensbildung in
der Ausbildung.

10. Hauptthese zum Begriff "Pazifismus"

Die "klare Ansage in Bezug auf die Ablehnung jedweder militärischen
Institutionen." Deshalb wird er "systemübergreifend politisch verfolgt
und teils auch volkskirchlich" abgelehnt.

Das Buch bereichert die religionspädagogische Literatur um ein
profiliertes, thematisch auf die Gewaltfreiheit zugespitztes Werk. Die
Antworten, die Ziegler durch die Interviews auf seine Forschungsfragen
erhalten hat, sind nicht nur für den Religionsunterricht bedeutsam.
Sie gelten auch für die aktuelle Diskussion zu Friedenstheologie und
Friedensethik in den evangelischen Kirchen in Bezug auf die 2019 in
Dresden bevorstehende Synode der EKD zum Thema "Frieden" und das
Denken und Argumentieren von Einzelnen, Gruppen in und außerhalb der
verfassten Kirchen. Ziegler bereichert die Diskurse in der
Friedenspädagogik durch eine klare pazifistisch begründete
Stellungnahme. Deshalb ist seinem Buch nicht nur für den schulischen
Religionsunterricht eine größere Verbreitung zu wünschen, sondern
darüber hinaus auch bei allen friedenstheologisch und friedensethisch
interessieren Menschen.


Ulrich Frey war bis zu seinem Ruhestand 2000 fast drei
Jahrzehnte Geschäftsführer der Aktionsgemeinschaft Dienst für den
Frieden.

 * 

Quelle:

ZivilCourage - das DFG-VK Magazin, Nr. 1 / 2019, S. 26 - 27
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8588: Und morgen, den 25. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 25.03.2019 bis zum 26.03.2019 +++






[image: Jean-Luc 8588 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Am Morgen frische Winde,

Graupel, Schauer, Schnee, Gewitter,

Jean sucht den Schutz der Linde,

und er holt sich dort den Splitter.
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INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





GEWERKSCHAFT/224: Indexmodell darf Sender nicht schlechterstellen - öffentlich-rechtlichen Auftrag stärken (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
21. März 2019

Indexmodell darf Sender nicht schlechterstellen - öffentlich-rechtlichen Auftrag stärken



Berlin - "Wie auch immer der öffentlich-rechtliche Rundfunk finanziert
wird, maßgeblich ist eine staatsferne und solide Finanzausstattung. Sie
muss den Sendern ermöglichen, ihren Auftrag zu erfüllen", erklärte
Frank Werneke, stellvertretender Vorsitzender der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) anlässlich der heutigen [21.03.2019]
Sitzung der Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten der Länder.
Diese hatten entschieden, die Rundfunkfinanzierung unter anderem auf
Grundlage eines Indexmodells bis Juni 2019 zu prüfen.

"Die Indexierung bietet die Chance, dass künftig weniger polarisierte
Debatten über die Höhe des Rundfunkbeitrags geführt werden", sagte
Werneke. "Entscheidend ist der Aufsetzpunkt für das neue Modell. Bei
einer Umstellung muss das bestehende Finanzvolumen für ARD, ZDF und
Deutschlandradio zu Grunde gelegt werden. Alles andere würde zu nicht
vertretbaren Einschnitten im Programm führen", so Werneke weiter.
"Wir erwarten von den Sendern, dass sie realistische Anmeldungen für
die kommende Beitragsperiode vorlegen, die als Grundlage für den
Aufsetzpunkt dienen können."

Außerdem sei noch nicht beantwortet, wie sich ein Indexmodell mit der
verfassungsrechtlichen Vorgabe vereinen lasse, wonach die
Finanzierung dem Auftrag zu folgen hat. "Wir können den Sendern nicht
einen Auftrag vorgeben und dann die Finanzierung deckeln. Auf diese
Frage muss auch das Indexmodell Antworten geben", mahnte der
ver.di-Vize.

Darüber hinaus unterstrich Werneke, dass die Politik den
öffentlich-rechtlichen Auftrag stärken müsse. Man erlebe teilweise
ein Marktversagen in der regionalen Presselandschaft. Etablierte
Medienangebote würden als 'Systemmedien' diffamiert, und in den so
genannten sozialen Medien verrohe der Ton. "Es ist unsere
demokratische Aufgabe, für eine freie, vielfältige und unabhängige
Medienlandschaft zu sorgen. Dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk kommt
dabei eine besondere Verantwortung zu. Gerade jetzt wünsche ich mir
ein politisches Signal für einen starken öffentlich-rechtlichen
Rundfunk", so Werneke.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 21.03.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9015: Aus aller Welt - 24.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mehr als 130 Dorfbewohner im Zentrum von Mali getötet

Bei bewaffneten Überfällen auf die Dörfer Ogossagou und Welingara in
der Region Mopti in Mali sind mehr als 130 Einwohner massakriert
worden. Bei den meisten Opfern handele es sich um Angehörige der
Peul, einer muslimischen Volksgruppe, berichtete der französische
Auslandssender RFI. Der Angriff sei von Angehörigen der Volksgruppe
der Dogon verübt worden, hieß es aus Militärkreisen. Als Auslöser des
Konflikts zwischen den nomadischen Viehhirten der Peul und den Hirse
anbauenden Dogon werden unter anderem die zunehmende Landknappheit
und die anhaltende Dürre in der Region genannt. Die Regierung sandte
Truppen, um die Gegend nahe der Grenze zu Burkina Faso zu sichern.
UN-Generalsekretär António Guterres verurteilte das Massaker und
forderte die malischen Behörden zu einer raschen Aufklärung des
Vorfalls auf.

24. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9015: Kriminalität und Rechtsprechung - 24.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Razzien in Shisha-Bars und Spielhallen in Nordrhein-Westfalen

In Leverkusen, Velbert und Heiligenhaus haben Beamte der Polizei, des
Zolls und Stadtmitarbeiter im Rahmen der landesweiten
"Null-Toleranz-Strategie" gegen Clan-Kriminalität diverse Shisha-Bars
und Spielhallen durchsucht und umfangreiche Personenkontrollen
durchgeführt. Im Zuge der Razzia wurden laut Behördenangaben Dutzende
Kilo unversteuerter Shisha-Tabak beschlagnahmt und mehrere illegale
Glücksspiel- oder Wettautomaten sichergestellt. Auch ein mit
Haftbefehl gesuchter 30jähriger ging den Beamten ins Netz.

24. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9012: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 24.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kurdisch-arabische Miliz erklärt Baghus für befreit

Die von den USA unterstützten Syrischen Demokratischen Kräfte (SDF)
haben nach eigenen Angaben die vollständige Kontrolle über die
Ortschaft Baghus im Südosten Syriens erlangt. Die IS-Dschihadisten
hätten sich am Sonntag ergeben, teilte ein Pressesprecher der
kurdischen Volksverteidigungseinheiten (YPG) der Nachrichtenagentur
AFP mit. Es würden aber noch weitere IS-Kämpfer in unterirdischen
Tunneln vermutet.

24. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9014: Aus Parlament und Gesellschaft - 24.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Masern-Impfungen für Kinder bald Pflicht?

Angesichts der steigenden Zahl der Masernerkrankungen in mehreren
Regionen in Deutschland will die Regierungskoalition eine bundesweite
Impfpflicht für Kinder gegen die Virusinfektion prüfen. Er spreche
mit Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) über adäquate Schritte
und sei zuversichtlich, daß demnächst ein entsprechender Vorschlag
vorliege, sagte SPD-Gesundheitsexperte Karl Lauterbach den Zeitungen
des Redaktionsnetzwerks Deutschland.

24. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9013: Tragisches und Kurioses - 24.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



2500 Jahre alter Lastkahn in der Bucht von Abukir entdeckt

In der nach einem Erdbeben im achten Jahrhundert versunkenen
Hafenstadt Thonis-Herakleion an der Nilmündung haben britische
Unterwasserarchäologen ein Wrack gefunden, bei dem es sich
möglicherweise um einen Bootstyp namens Baris handeln könnte, einem
der wichtigsten Lastkähne im ägyptischen Pharaonenreich. Das Wrack
passe exakt zu den detaillierten Schilderungen des griechischen
Historikers Herodot aus dem Jahr 450 vor Christus, sagte
Grabungsleiter Damian Robinson vom Zentrum für maritime Archäologie
der Universität Oxford der Zeitung The Guardian. Obwohl das 28 Meter
lange Schiff mindestens 2000 Jahre im Wasser lag, seien noch 70
Prozent des halbmondförmigen Rumpfes erhalten.

24. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8098: Aus Forschung und Technik - 24.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Flugbahn der ISS korrigiert

Vor der Ankunft des nächsten Frachtraumschiffs ist die Umlaufbahn der
Internationalen Raumstation ISS erneut korrigiert worden. Gut
fünfeinhalb Minuten brannten die Triebwerke des angedockten Frachters
Progress MS-10, um die durchschnittliche Flughöhe der Orbitalstation
um 1,2 Kilometer anzuheben. Die ISS bewege sich nunmehr auf einer
mittleren Bahn zwischen 408,8 und 428,8 Kilometern Höhe, teilte das
Raketen- und Raumfahrzeugforschungszentrum der russischen
Weltraumbehörde Roskosmos (TsNIIMash) in Koroljow bei Moskau mit. Der
Start des Frachters Progress MS-11 vom Kosmodrom Baikonur ist für den
4. April vorgesehen. Es wird erwartet, daß der Raumtransporter nach
nur zwei Erdumkreisungen die ISS erreichen wird. Der bisherige Rekord
liegt bei vier Erdumkreisungen (sechs Stunden).

24. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8111: Aus aller Welt - 24.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Rumänien kündigt Botschaftsverlegung nach Jerusalem an

Rumäniens Ministerpräsidentin Viorica Dă ncilă hat auf
einer Konferenz des American Israel Public Affairs Committee am
Sonntag in Washington eine Verlegung der rumänischen Botschaft von
Tel Aviv nach Jerusalem angekündigt. Die Jerusalem Post berichtete
darüber in ihrer Online-Ausgabe. Die derzeitige EU-Ratspräsidentin
folgt dem Vorgehen Washingtons. Die USA hatten in einem international
umstrittenen Alleingang Ende 2017 Jerusalem als Hauptstadt Israels
anerkannt und dort im Mai 2018 ihre neue Botschaft bezogen. Rumänien,
Ungarn und Tschechien hinderten die EU-Außenbeauftragte Federica
Mogherini im vergangenen Jahr daran, im Namen der EU die Entscheidung
der USA zu kritisieren. Von den EU-Mitgliedsländern hat bislang
keines eine Botschaft in Jerusalem errichtet. Israel beansprucht ganz
Jerusalem als ewige Hauptstadt. Bei einer Zweistaatenlösung des
Nahostkonflikts müßte Ostjerusalem Hauptstadt Palästinas werden. Der
palästinensische Chefunterhändler Saeb Erekat schrieb bei Twitter zur
Ankündigung von Dă ncilă von einer eklatanten Verletzung
palästinensischer Rechte, internationalen Rechts und entsprechender
Uno-Resolutionen. Erekat warf der Ministerpräsidentin vor, die
Zweistaatenlösung als einzigen Weg zu Frieden und Stabilität in der
ganzen Region zu unterminieren.

24. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8070: Medizin und Gesundheitswesen - 24.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Demenz-Ratgeber für Betroffene und Angehörige

Demenz ist gegenwärtig ein großes gesellschaftliches Thema. Darauf
hat das Ärztliche Zentrum für Qualität in der Medizin (ÄZQ) reagiert
und zwei kompakte und allgemein verständliche Informationsblätter zum
Thema Demenz entwickelt. Während die Kurzinformation "Demenz - mehr
als nur vergeßlich" einen Überblick über die Krankheit gibt, über die
verschiedenen Erscheinungsformen informiert und Untersuchungs- und
Behandlungsmöglichkeiten erläutert, stehen in der zweiten
Kurzinformation "Demenz - eine Herausforderung für Angehörige" die
Angehörigen im Mittelpunkt. Sie finden darin Hinweise zur Pflege und
Hilfe, auf die Demenzkranke später angewiesen sind.

24. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8099: Kriminalität und Rechtsprechung - 24.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Flashmob auf der Zeil in Frankfurt a. M.

Auf der Frankfurter Einkaufsmeile Zeil sind am Samstagabend rund 600
Jugendliche und junge Erwachsene zusammengekommen, um einen über die
Internetplattform Youtube inszenierten Streit auf die Straße zu
tragen. Laut Polizei rannten die jungen Menschen ohne Rücksicht auf
Passanten auf der Straße auf und ab. Die Beamten vor Ort erteilten
dem mutmaßlichen Auslöser des Flashmobs einen Platzverweis. Daraufhin
wurde einem Polizisten von einem Jugendlichen ins Gesicht geschlagen.
Der Angreifer wurde festgenommen, woraufhin Steine auf die Beamten
geworfen wurden. Drei von ihnen wurden getroffen. Etwa zwei Stunden
nach Beginn war der Spuk vorbei. Die Verantwortlichen des Flashmobs
werden möglicherweise für den Polizeieinsatz zur Kasse gebeten
werden.

24. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8022: Sprache, Kunst und Medium - 24.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Auch "Halle liest mit" wurde gut angenommen

Von der Leipziger Buchmesse wird praktisch erwartet, daß am Ende ein
neuer Besucherrekord gemeldet wird. So konnte Direktor Zille von
286.000 Gästen auf dem Messegelände und dem dazugehörigen Festival
"Leipzig liest" berichten. Das waren 15.000 mehr als im Vorjahr und
damit ein beachtlicher Sprung.

Weniger bekannt ist, daß es seit neun Jahren auch im benachbarten
Halle das Lesefest "Halle liest mit" gibt. Und auch dort freut man
sich, in diesem Jahr von einem Gästerekord berichten zu können. Das
dortige Stadtmarketing kam bei seiner Erhebung auf mehr als 2300
Zuhörer.

Das scheint auf den ersten Blick nicht sehr viel zu sein, aber laut
MDR Kultur seien es in den vergangenen Jahren immer um 1000 Besucher
gewesen. Folglich hat es diesmal einen deutlichen Schub gegeben. Für
den Anstieg machen die Organisatoren das diesjährige Programm
verantwortlich. Außerdem wurde das Festival von den Hallensern gut
angenommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8089: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 24.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Massaker unter Dorfbewohnern in Mali

Im westafrikanischen Mali sind in der Nacht von Freitag auf Samstag
die Dörfer Ogossagou und Welingara überfallen worden. 134 Dörfler,
darunter Schwangere und Kinder, wurden erschossen, mit Macheten
erschlagen, verbrannt oder in Brunnen geworfen. Mindestens 55
Menschen wurden verwundet. Fast alle Häuser wurden in Brand gesetzt.
Uno-Militärs unterbanden mit Luftunterstützung weitere Greueltaten
und flogen Verletzte aus. Der Uno-Generalsekretär Guterres forderte
die Behörden des Landes auf, den Vorfall schnell zu untersuchen und
die Täter zur Verantwortung zu ziehen. Aus malischen Militärkreisen
verlautete dem französischen Auslandssender RFI zufolge, die
Angreifer hätten der Volksgruppe der Dogon angehört, und das Dorf sei
von Fulbe bewohnt gewesen. Diese betreiben hauptsächlich Viehzucht,
während die Dogon meist vom Ackerbau leben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8103: Aus Parlament und Gesellschaft - 24.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Sozialdemokraten gegen Uploadfilter nach dem EU-Urheberrecht

Der Parteikonvent der SPD hat am Samstag in Berlin unter anderem
beschlossen, die SPD-Gruppe im Europaparlament bei deren Vorstoß
gegen die EU-Urheberrechtsreform zu unterstützen. Artikel 13 der
Novelle verpflichtet Betreiber von Internetplattformen, Verstöße
gegen Lizenzbestimmungen zu verhindern, bevor entsprechende Texte,
Videos, Musikstücke oder Bilder bei ihnen veröffentlicht werden. Das
läßt sich faktisch nur mit automatisierten Uploadfiltern realisieren.
Diese können das Werkzeug einer Internetzensur sein. Die
Sozialdemokraten wollen sich für Freiheitsrechte im Zusammenhang mit
digitalen Medien und gleichzeitig für den Schutz von Urhebern,
Kreativen und Künstlern einsetzen. Diese sollten entsprechend dem
Urheberrecht bezahlt werden. Das EU-Parlament wird am Dienstag über
die Urheberrechtreform abstimmen. Die Europawahl ist für den 26. Mai
vorgesehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8072: Tragisches und Kurioses - 24.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Norwegen: Aufatmen nach Bergung eines havarierten Kreuzfahrtschiffs

Mehr als einen Tag nach dem Absetzen eines Notrufs an der
südnorwegischen Westküste konnte das in Seenot geratene
Kreuzfahrtschiff "Viking Sky" im Hafen der Kleinstadt Molde
festmachen.

Bei stürmischer See mit bis zu 15 Meter hohen Wellen waren die
Maschinen ausgefallen und der Vergnügungsdampfer so gut wie
manövrierunfähig.

An Bord befanden sich 1373 Passagiere und Besatzungsmitglieder. Dabei
trieb das fast 230 Meter lange Schiff in dem engen Gewässer zeitweilig
auf die Felsenküste zu. Nicht wenige Menschen auf dem Luxusliner
standen Todesängste aus.

Während die Crew nach und nach drei der vier Antriebsmaschinen wieder
zum Laufen bringen konnte, wurden fast 500 Passagiere sowie verletzte
Crew-Mitglieder mit Hubschraubern evakuiert. 17 Menschen kamen ins
Krankenhaus, drei von ihnen trugen schwere Verletzungen davon.

Nach einem geglückten Ankermanöver trafen mehrere Hochseeschlepper in
dem Gewässer ein, die die "Viking Sky" am Sonntag in den Hafen von
Molde schleppten, wie T-Online berichtete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8100: Arbeit, Soziales und Familie - 24.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Sternmarsch von "Alle Dörfer bleiben" nach Keyenberg

Am Samstagnachmittag haben sich bis zu 3000 Menschen an einem
Sternmarsch nach Keyenberg beteiligt. Der Ort soll als erstes von
sechs Dörfern für den Braunkohletagebau Garzweiler abgebaggert
werden. Die Demonstranten und Demonstrantinnen protestierten dagegen
mit einem Fußmarsch von Kaulhausen, Wanlo, Holzweiler, Berverath,
Kuckum/Unterwestrich, Immerath und Hochneukirch zur Abschlußkundgebung
in Keyenberg. Der Protest war vom Bündnis "Alle Dörfer bleiben"
organisiert worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8081: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 24.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Wassermangel nimmt zu

Schon heute leben 3,6 Milliarden Menschen und damit fast die Hälfte
der Weltbevölkerung in Gebieten, die mindestens einen Monat pro Jahr
von Wassermangel bedroht sind. Und damit nicht genug: Aus dem letzten
Weltwasserbericht der Unesco geht hervor, daß im Jahr 2050 nicht
weniger als 5,7 Milliarden Menschen betroffen sein könnten. Schuld
daran sollen neben dem Klimawandel vor allem das weltweite
Bevölkerungswachstum und der steigende Konsum haben. Um dem
Wassermangel Herr zu werden, reichen nach Einschätzung der
Umweltforscher Infrastrukturlösungen wie Stauseen, Bewässerungskanäle
und Kläranlagen bei weitem nicht aus. Daher geht der Weg nicht an
naturbasierten Lösungen vorbei, so die Unesco.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8088: Märkte und Finanzen - 24.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Wirtschaftsdelegation in Vietnam

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier ist am Sonntag zusammen mit
einer hochrangigen Wirtschaftsdelegation für drei Tage nach Vietnam
geflogen. Dort besucht er Hanoi und Ho-Chi-Minh-Stadt. Der Minister
spricht unter anderem mit dem vietnamesischen Ministerpräsidenten
Nguyen Xuan Phuc. Laut Altmaier ist Vietnam ein zentraler
Wirtschaftspartner Deutschlands in Asien. Wenn das von der EU und
Vietnam 2015 getroffene Freihandelsabkommen in Kraft tritt und Zölle
im bilateralen Handel weitgehend entfallen, sollte auch die
ökonomische Zusammenarbeit Deutschlands und Vietnams gestärkt werden.
2018 hatte Deutschland Waren im Wert von 9,7 Milliarden Euro aus dem
asiatischen Land importiert und für 4,1 Milliarden dorthin
ausgeführt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8104: Aus Forschung und Technik - 24.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Smartphone-Nutzung kann Körperschäden hervorrufen

Sicherlich wird kaum jemand bestreiten wollen, daß das stundenlange
Einnehmen bestimmter Körperhaltungen der Gesundheit nicht gerade
förderlich ist. Trotzdem trifft man ständig auf Menschen, die in ihr
Smartphone regelrecht hineinkriechen. Bei solch einem Verhalten liegt
es nahe, daß insbesondere Gelenke und Muskeln Schaden nehmen. Um das
zu unterstreichen, haben Wissenschaftler eine Simulation vorgestellt,
die eindringlich zeigt, wie stark der Körper bei der Verwendung von
Mobilgeräten belastet wird. Ergebnis: Langes Tippen auf mobilen
Endgeräten soll nicht nur Daumen und Zeigefinger schädigen, sondern
ebenso Nacken und Rücken.
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/004: Wir wollen nicht aussortiert werden - "JA" zur Vielfalt des menschlichen Lebens! (BAG SELBSTHILFE)


BAG SELBSTHILFE - Pressemitteilung vom 22.03.2019

Wir wollen nicht aussortiert werden - "JA" zur Vielfalt des menschlichen
Lebens!

BAG SELBSTHILFE unterzeichnet gemeinsame Stellungnahme gegen die
Krankenkassenfinanzierung von Bluttests auf genetische Abweichungen



Düsseldorf, 22.03.2019. Der Gemeinsame Bundesausschuss von Ärzten und
Krankenkassen (G-BA) berät aktuell über die Aufnahme dieser Tests in den
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen. Auf Grund der ethischen
Tragweite soll in Kürze auch eine Orientierungsdebatte im Deutschen
Bundestag erfolgen. Die BAG SELBSTHILFE fordert gemeinsam mit 27 weiteren
Verbänden statt der Finanzierung eines Tests zur genetischen Selektion mehr
und bessere Beratungsangebote durch die Beteiligung der
Behindertenselbsthilfe, während und nach vorgeburtlichen Untersuchungen.

"Wer solche Möglichkeiten zu vorgeburtlichen Selektion schafft, sendet
damit vor allem die Botschaft, dass behinderte Menschen in unserer
Gesellschaft unerwünscht sind", mahnt Dr. Martin Danner,
Bundesgeschäftsführer der BAG SELBSTHILFE.

Anlässlich des Welt-Down-Syndrom-Tags am 21.03.2019 haben 27 Organisationen
eine gemeinsame Stellungnahme unterzeichnet, in der sie sich gegen die
Krankenkassenfinanzierung von Bluttests auf genetische Abweichungen (NIPT -
Nicht Invasive Pränatale Tests - aktuell vorrangig auf Trisomie 21)
aussprechen.

 * 

Gemeinsame Stellungnahme

"JA" zur Vielfalt des menschlichen Lebens!

Deshalb

• Aufklärung über das Leben mit Beeinträchtigungen!

• Keine Bluttests auf genetische Abweichungen (NIPT) auf Kassenkosten!

• Mehr und bessere Beratungsangebote vor, während und nach
vorgeburtlichen Untersuchungen mit Beteiligung der Behindertenselbsthilfe!

Den Bluttest auf genetische Abweichungen (NIPT) in den Leistungskatalog der
Krankenkassen aufzunehmen bedeutet:

• Die Angst vor Behinderung zu verstärken.

• Die Diskriminierung von Menschen mit Beeinträchtigungen zu
verschärfen.

• Menschen mit Beeinträchtigungen in unserer Gesellschaft als
"vermeidbar" und nicht willkommen zu bewerten.

• Die Verpflichtungen der UN Behindertenrechtskonvention nicht zu
beachten.

• Mit dem Eindruck, dieser Test sei medizinisch sinnvoll, falsche
Hoffnungen bei werdenden Eltern zu wecken.

• Den Druck auf Schwangere "alles zu tun, alles zu testen" zu erhöhen.

• Die Tür für die Kassenzulassung weiterer Tests auf genetische
Merkmale zu öffnen.

Die Stellungnahme ist ein gemeinsamer Beitrag zur dringend notwendigen
gesellschaftlichen Debatte über unser Zusammenleben und Aufklärung über ein
Leben mit Beeinträchtigungen.




Unterzeichner der Stellungnahme

- Arbeitskreis Down-Syndrom Deutschland e.V.

- Arbeitskreis DOWN-Syndrom e.V.

- Arbeitskreis Down-Syndrom Kassel e.V.

- Bioskop - Forum zur Beobachtung der Biowissenschaften und ihrer
Technologien e.V.

- Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinderung,
chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen e.V.

- Bundesverband autismus Deutschland e.V

- Bundesverband Ehlers-Danlos-Selbsthilfe e.V.

- Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V.

- Bundesvereinigung Selbsthilfe im anthroposophischen Sozialwesen e.V.

- Deutsche Epilepsievereinigung e.V.

- Deutsche Gesellschaft für Hebammenwissenschaft

- Deutsches Down-Syndrom InfoCenter

- downsyndromberlin e.V.

- down-syndrom-Köln e.V.

- Down-Syndrom-Netzwerk Deutschland e.V.

- Eltern beraten Eltern von Kindern mit und ohne Behinderung e.V.

- Gen-ethisches Netzwerk e.V.

- GESUNDHEIT AKTIV e.V.

- inclution gUG

- Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland e.V.

- KIDS Hamburg e.V. Kompetenz- und Infozentrum Down-Syndrom

- Lebenshilfe e.V. Berlin

- Menschen mit Down-Syndrom, Eltern & Freunde e.V.

- Netzwerk gegen Selektion durch Pränataldiagnostik

- Turner-Syndrom-Vereinigung Deutschland e.V.

- Unser Kind mit Down-Syndrom - Münster

- Zentrum für bewegte Kunst e.V.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 22.03.2019

BAG SELBSTHILFE

Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinderung,

chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen e.V.

Kirchfeldstr. 149, 40215 Düsseldorf

Tel.: 0211-31006-0, Fax: 0211-31006-48

E-Mail: info@bag-selbsthilfe.de

Internet: www.bag-selbsthilfe.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. März 2019 
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1837: Kanzlerin Merkel zum Europäischen Rat am 21. und 22. März 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Brüssel - Freitag, 22. März 2019

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel zum Europäischen Rat am 21.
und 22. März 2019



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, wir haben soeben unseren Frühjahrsrat
beendet. Sie haben ja verfolgt, dass wir gestern eine lange und
ausführliche Diskussion hatten, sowohl mit der britischen Premierministerin
May als auch danach. Wir haben dann unsere Schlussfolgerungen daraus
gezogen und haben verabredet: Wenn Großbritannien in der nächsten Woche das
Austrittsabkommen billigt, dann werden wir das Austrittsdatum bis zum 22.
Mai verschieben. Das heißt, das ist dann noch vor dem Beginn der
europäischen Wahlen; denn wir wollen Rechtssicherheit, die Europawahl darf
nicht anfechtbar sein. Wenn nicht, dann können wir die Frist nur bis zum
12. April verlängern, denn dann muss Großbritannien uns sagen, wie es
weiter vorgehen will. Das Datum ergibt sich daraus, dass Großbritannien bis
zum 11. April entschieden haben muss, ob eine Europawahl in Großbritannien
stattfindet oder nicht, und daraus ergibt sich dieses Datum. Wir haben dann
also Klarheit darüber, ob eine Teilnahme an der Europawahl gegeben ist oder
nicht.

Das heißt, wir werden jetzt sehen, was das britische Parlament entscheidet,
und haben somit einen ungeregelten Austritt am 29. März erst einmal
verhindert. Es handelt sich hierbei aber um relativ kurze Fristen, sodass
Großbritannien jetzt natürlich noch einmal deutlich machen muss, welchen
Weg es dann weiter gehen will.

Wir haben mit den Diskussionen gestern Abend noch einmal bewiesen, dass
das, was seit zwei Jahren schon gilt, auch weiterhin gilt, nämlich dass wir
als 27 Mitgliedstaaten sehr einheitlich und gemeinsam agieren. Wir danken -
und auch ich möchte das hier noch einmal tun - auch Michel Barnier und 
Jean-Claude Juncker für die Arbeit. Gerade die Arbeit von Michel Barnier hat
ganz wesentlich dazu geführt, dass diese Einigkeit der 27 gegeben ist, und
ich denke, sie wird auch weiter gegeben sein.

Heute Morgen haben wir dann unsere Kollegen aus Norwegen, Island und
Liechtenstein getroffen und 25 Jahre EWR begangen. Es wurde klar - und das
ist ja auch in den Reden deutlich geworden -, dass das von allen Seiten als
eine Erfolgsgeschichte und eine sehr, sehr enge und erfolgreiche
Zusammenarbeit gesehen wird.

Wir haben dann heute am Vormittag über zwei Dinge gesprochen, und zwar auf
der einen Seite über das Verhältnis der Europäischen Union zu China. Hier
war der Aufhänger, dass es in wenigen Tagen, Anfang April, einen 
EU-China-Gipfel geben wird. Deshalb war diese Diskussion sehr sinnvoll und sehr
wichtig. Wir haben das Kommissionsdokument mit Interesse und auch mit
Zustimmung zur Kenntnis genommen und haben dann über die strategischen
Beziehungen mit China gesprochen. Wir sind einerseits Partner und auf der
anderen Seite auch Wettbewerber - Wettbewerber nicht nur im ökonomischen
Sinne, sondern eben auch in der Frage sehr unterschiedlicher politischer
Systeme.

Ein Grundgedanke, den wir heute auch immer wieder betont haben - ich habe
das selber für die deutsche Seite auch getan -, ist, dass wir Beziehungen
auf der Grundlage der Reziprozität wollen. Das heißt, wo die eine Seite
Zugang hat, sollte auch der anderen Seite Zugang gegeben werden. Wir wollen
aber gerade auch gute und intensive Handelsbeziehungen mit China. Diese
Diskussion habe ich als sehr gut und sehr hilfreich empfunden, und ich
glaube, sie gibt dann auch eine gute Grundlage für Jean-Claude Juncker und
Donald Tusk, in den Gesprächen mit dem chinesischen Ministerpräsidenten
unsere Position deutlich zu machen.

Wir haben dann - auch auf Grundlage einer Bitte des französischen
Präsidenten Emmanuel Macron und mir - eine Diskussion über unsere
europäische Industrie und unsere strategische Herangehensweise geführt. Die
Kommission wird uns bis Ende 2019 noch einmal ein langfristiges Dokument zu
diesem Thema vorlegen. Dabei werden die Frage des Handels, die Frage der
Reaktionen der Europäischen Union auf die technologischen Umbrüche, die
Frage, wie wir bei uns bessere neue datenbasierte Geschäftsmodelle
verankern können, und die Frage, wie wir unser regulatorisches Umfeld
einrichten - hierzu gehört auch das Thema Klimaschutz und Reduktion von 
CO2-Emissionen -, eine Rolle spielen.

Das Thema des Klimaschutzes hat heute auch im letzten Teil unserer
Beratungen noch einmal eine Rolle gespielt. Wir haben verabredet, dass wir
uns auf dem Juni-Rat mit diesem Thema beschäftigen wollen, auch bezüglich
der Langfriststrategie der Europäischen Union mit Blick auf das Pariser
Klimaabkommen. Wir wollen das im Juni machen, weil wir im September zu der
Konferenz des UN-Generalsekretärs Guterres zu einer Klimakonferenz
eingeladen sind, und an der werden sehr viele Mitgliedstaaten der
Europäischen Union teilnehmen.

Insgesamt hatten wir damit also einen sehr intensiven Rat. Wir haben ganz
zum Schluss noch über das Thema Desinformation vor der europäischen Wahl
gesprochen. Unser Bewusstsein ist geschärfter. Gerade auch in Deutschland
werden verschiedene Institutionen - das Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik, aber auch die Bundesbehörden und der Bundeswahlleiter -
 ein Auge darauf haben, dass hier keine Wahlbeeinflussungen stattfinden.
Ich finde es auch sehr ermutigend, dass in unseren Ländern
Nichtregierungsorganisationen, zivilgesellschaftliche Organisationen, genau
darauf hinwirken, dass solche Fake News nicht verbreitet werden können.
Damit haben wir einen Beitrag dazu geleistet, dass diese Europawahlen auch
wirklich fair, richtig und gut ablaufen können.

Das waren die wesentlichen Punkte unserer Diskussion, und ich freue mich
jetzt auf einige Fragen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, nehmen Sie uns doch einmal mit durch diese
Daten. Wir haben ja jetzt mitbekommen, dass es offenbar sehr schwierig für
Theresa May sein wird, das Abkommen zum dritten Mal dem Parlament
vorzulegen. Was passiert, wenn das nicht klappt? Was wäre Ihre Sichtweise,
wie sich die Dinge dann weiterentwickeln?

Noch eine Frage zur China-Strategie: Was ist das drängendste Problem, das
die EU in Sachen China angehen muss?

BK'in Merkel: Ich glaube, das wichtigste Problem ist, dass wir bei unseren
Diskussionen mit China deutlich machen, dass wir reziproke Marktzugänge
brauchen. Es ist ja so, dass wir im Blick auf China jetzt auch sehen, dass
sich China in einigen Bereichen öffnet. Wir haben einige deutsche
Unternehmen, die jetzt Joint Ventures haben, bei denen die Anteile über 49
Prozent liegen. Also man sieht hier durchaus eine Entwicklung. Das sehe ich
eigentlich als das wesentliche Problem an. Ansonsten gibt es auch Bereiche,
in denen wir sehr gut zusammenarbeiten, wenn ich an das Bekenntnis zum
Multilateralismus denke.

Wenn ich Sie, wie Sie sagen, auf verschiedene Daten mitnehmen soll, dann
bedeutet das dennoch, dass ich jetzt nicht spekulieren werde. Wir haben uns
klar geäußert und einerseits die Variante ins Auge gefasst, dass es zu
einem erfolgreichen Abstimmungsergebnis über das Austrittsabkommen plus das
Straßburger Dokument kommt.

Wir haben gestern noch einmal auch in Anwesenheit von Theresa May deutlich
gemacht, dass wir an diesen Dokumenten nichts ändern werden, auch nicht in
den nächsten Tagen. Ich glaube, das ist wichtig und könnte auch für das
britische Parlament von Bedeutung sein. Ansonsten haben wir eine etwas
längere, aber dennoch im Zeitablauf sehr kurze Frist gegeben, weil dann in
Großbritannien geklärt sein muss - das ist auch mit der britischen Seite so
abgesprochen -, ob Europawahlen stattfinden oder nicht. Ich finde, das ist
ein sehr vernünftiger Termin. Wir werden uns natürlich vor diesem Termin
noch einmal treffen, sicherlich auch in Anwesenheit der britischen
Premierministerin. Dann muss man schauen, wie die Abstimmungsergebnisse
sind. Denn es gibt ja eine Vielzahl von Möglichkeiten, über die das
britische Parlament noch abstimmen könnte. Aber das liegt in der Hand des
britischen Parlaments.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, zum Thema China. Wie kritisch sehen Sie, dass
sich Italien jetzt der Seidenstraßen-Initiative angeschlossen hat? Ist das
in Ihren Gesprächen auch thematisiert worden, und zwar kritisch?

Vielleicht können Sie auch noch zwei Takte zu dem Treffen sagen, das am
nächsten Dienstag zum Thema China in Paris stattfindet. Das ist ja für
einige ein ungewöhnliches Format, wenn jetzt zwei größte Mitgliedstaaten
mit dem chinesischen Präsidenten und dem Chef der EU-Kommission einen
Gipfel vorbereiten. Ist das ein neues Format, oder wie beurteilen Sie das?

BK'in Merkel: Ich glaube, dass das jetzt kein Format für die Dauer ist,
sondern das ist ein Zeichen für die enge deutsch-französische
Zusammenarbeit, aber auch für die Tatsache, dass man in bestimmten Fragen
einfach die Kommission mit einbindet. Deshalb finde ich es auch sehr gut,
dass Jean-Claude Juncker daran teilnimmt. Es geht hier um multilaterale
Herausforderungen, die wir gemeinsam mit dem chinesischen Präsidenten
besprechen wollen. Insofern freue ich mich über diese Einladung und glaube,
dass das auch ein gutes Treffen sein wird.

Was die Frage des Memorandums of Understanding der italienischen Seite mit
China anbelangt, so hat der italienische Ministerpräsident heute darüber
berichtet, was der Inhalt dieses Memorandums of Understanding ist. Ich
glaube, soweit er das dargestellt hat, habe ich daran jetzt auch erst
einmal nichts zu kritisieren. Aber wir haben natürlich schon darüber
gesprochen, dass es noch besser ist, wenn man sozusagen einheitlich agiert.
Aber es ist ja nicht so, dass wir mit der Seidenstraßen-Initiative gar
nichts zu tun haben. Unser Wirtschaftsminister wird jetzt auch zu dem
Treffen "One Belt, One Road" fahren, das demnächst wieder in China
stattfindet. Alle EU-Staaten werden dort vertreten sein. Es kommt dann auf
die Frage an, auf welchem Niveau. Dieses Dokument, das Memorandum of
Understanding, ist in der Tat noch nicht von allen Mitgliedstaaten
unterschrieben worden. Aber wir werden dann noch einmal einen genauen Blick
hereinwerfen, wie das aussieht und ob es vielleicht auch neue Aspekte gibt.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, wie man hört, hat heute Mario Draghi den
Staats- und Regierungschefs gesagt, dass die Kleinen und mittelständischen
Unternehmen sowohl in der EU als auch in Großbritannien immer noch nicht
ausreichend auf einen No-Deal-Brexit vorbereitet sind. Vielleicht können
Sie kurz sagen, woran es aus Ihrer Sicht in Deutschland liegt. Liegt es an
den Unternehmen oder an den Verbänden? Vielleicht ist es ein Versäumnis der
Bundesregierung? Vor diesem Hintergrund: Wie sähen bei diesem Szenario die
Folgen für die deutsche Wirtschaft aus?

BK'in Merkel: Das hängt ja jetzt sehr davon ab, wie das dann ablaufen
würde. Ich möchte mich jetzt an Spekulationen nicht beteiligen. Ehrlich
gesagt: Ich weiß auch nicht, ob Mario Draghi jetzt speziell die deutschen
Unternehmen gemeint hat. Ich glaube, wir sind eigentlich sehr gut
vorbereitet. Die deutsche Wirtschaft ist auch sehr gut vorbereitet. Ich
habe das jetzt für Deutschland nicht als ein Problem gesehen.

Ich kann aber bestätigen, dass natürlich der ungeordnete Austritt nicht die
beste Lösung ist. Wir arbeiten auf einen geordneten Austritt hin. Ich habe
gestern gesagt, dass ich das bis zur letzten Stunde tun werde. Wir haben
noch etwas Zeit. Aber es hängt jetzt erst einmal davon ab, was das
britische Parlament entscheidet. Immerhin hat das britische Parlament mit
Mehrheit entschieden, dass es keinen Austritt ohne Abkommen will. Das ist
ja auch etwas, was durchaus positiv im Raum steht.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, wenn ich es richtig sehe, dann steht in der
Vereinbarung mit Großbritannien, dass konkret auf eine Abstimmung im
Parlament in der nächsten Woche abgehoben wird. Danach wäre ja aber bis zum
11. April durchaus noch öfter die Möglichkeit gegeben, ein viertes, fünftes
oder siebtes Mal abzustimmen, wenn Herr Bercow es zulässt. Warum haben Sie,
wenn ich das richtig gelesen habe, nur die nächste Woche erwähnt?

Daran anschließend frage ich: Wenn die Briten vor dem 11. oder 12. April
noch einmal mit neuen Vorschlägen kommen müssen, wie hoch hängt denn die
Hürde? Welche Vorschläge wären denn ausreichend, um eine langfristige - - -
Ich sehe schon: Spekulativ! - Aber vielleicht können Sie einmal sagen, was
Sie denn erwarten würden.

BK'in Merkel: Ich antworte gerne auf die Frage "Warum nächste Woche?": Weil
uns Theresa May ja gesagt hat, dass es nächste Woche sein soll! Deshalb
haben wir ihre Aussage zum Maßstab genommen und gesagt: Wenn diese
Abstimmung dann stattfinden und es ein positives Votum geben würde, dann
würden wir ihrer Bitte um eine Verlängerung nachkommen.

Sie hatte ja in dem Brief um eine Verlängerung bis zum 30. Juni gebeten.
Wir haben diskutiert und gesagt, dass es rechtliche Bedenken hinsichtlich
der Abhaltung der Europawahl gibt. Wir haben aber dann den längsten
Zeitraum bis zu der ab dem 23. Mai stattfindenden Europawahl ausgewählt, um
diese Frist, die sich Theresa May noch länger gewünscht hätte, auch
wirklich auszuschöpfen.

Wenn irgendwelche anderen Dinge passieren, dann werden wir uns
selbstverständlich mit jedem britischen Vorschlag, mit jedem britischen
Anliegen beschäftigen. Das ist unsere Verpflichtung, aber das ist auch in
unserem Interesse. Aber darüber zu spekulieren, was wann sein könnte, ist
jetzt aus meiner Sicht für den weiteren Fortgang wirklich nicht
zielführend, sondern wir müssen einfach weiter abwarten.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, noch einmal zu China: In den
Wirtschaftsbeziehungen zu anderen Staaten, die wirtschaftlich weniger
wichtig sind, werden die Handelsbeziehungen oft als Hebel eingesetzt, um
die Menschenrechte durchzusetzen. Gerade im allgemeinen Präferenzsystem
geschieht das so. Sollte man das bei China auch tun, oder sollte man da die
Bemühungen um die Einhaltung der Menschenrechte und die
Wirtschaftsbeziehungen eher parallel und einander unverbunden vorantreiben?

BK'in Merkel: Wir haben ja eine sehr breite politische Plattform, im deren
Rahmen wir mit China sprechen und diskutieren. Dazu gehört ein
Rechtsstaatsdialog. Dazu gehört ein Menschenrechtsdialog. Den führen wir.
Spezielle und spezifische Fälle sprechen wir auch immer wieder an. Insofern
ist das ein Teil unserer kontinuierlichen Politik in Zusammenarbeit mit
China.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, diesmal habe ich keine spekulative Frage. Ich
möchte einfach nur Ihre Eindrücke hören. Eigentlich ist das der letzte Rat
vor dem festgelegten Austrittstermin Großbritanniens. Sie haben jetzt viele
Monate mit Frau May verbracht. Wie erleben Sie sie? Wie erleben Sie sie
jedes Mal wieder? Haben Sie das Gefühl, Frau May hat das, was in
Großbritannien passiert, wirklich noch im Griff? Wie haben Sie ihre
Einlassung von vorgestern Abend persönlich bewertet?

BK'in Merkel: Wir haben gestern, wie gesagt, ein sehr aufrichtiges Gespräch
mit der britischen Premierministerin geführt. Ich glaube, dass sie sehr
viel Kraft darauf verwendet hat, im Hinblick auf die britischen Interessen
ein Austrittsabkommen zu verhandeln und dann auch noch einmal auf die
Bedenken des Parlaments einzugehen, dass es sogenannte weitere
Versicherungen bezüglich der Tatsache geben müsse, dass Großbritannien
nicht ewig im Backstop verharrt. Sie hat ja sehr frühzeitig gesagt, dass es
eine Lösung auch für die zukünftigen Beziehungen geben soll, die nicht eine
ist, wie es sie schon in Beziehungen zu anderen Ländern wie zum Beispiel
Norwegen gibt. Das Austrittsabkommen enthält ja sozusagen schon einige
dieser Elemente hinsichtlich der zukünftigen Beziehungen. Dann gibt es die
Erklärung zu den zukünftigen Beziehungen.

Ich glaube, dass sie nach bestem Wissen und Gewissen etwas verhandelt hat,
was eine gute Grundlage sein könnte. Dafür kämpft sie, und das finde ich
beachtlich. Diesen Eindruck, dass sie dafür kämpft, hat sie gestern auch
uns gegenüber gemacht.

Frage: Hallo, liebe Frau Bundeskanzlerin! Ich habe eine Frage zur Rücknahme
des Artikels 50. Es gibt eine große Petition im Internet. 3 Millionen
Personen haben sie schon unterzeichnet. Können Sie Ihre Meinung
hinsichtlich der Rücknahme des Artikels 50 sagen?

BK'in Merkel: Ja. Der Europäische Gerichtshof hat ja noch einmal
klargemacht, dass Großbritannien im Grundsatz jederzeit den Artikel 50
zurücknehmen kann. Aber das ist eine britische Entscheidung. Ich glaube, es
ist so, wenn ich recht informiert bin, dass über die Petition, wenn sie
mehr als 100 000 Unterstützer hat, dann auch im Parlament debattiert werden
muss. Diese Petition hat ja jetzt sehr großen Zulauf. Also wird sie
sicherlich im britischen Parlament eine Rolle spielen. Aber das sind
Entscheidungen, die Großbritannien zu fällen hat.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, ich frage einmal etwas ganz anderes. Wir haben
mitbekommen, dass der IS jetzt in Baghus dank kurdischer Kämpfer und der
Anti-IS-Allianz bekämpft worden ist. Auf der anderen Seite gibt es jede
Menge Probleme, und zwar Hunderte von IS-Kämpfern, die die deutsche
Staatsangehörigkeit haben. Plant die Bundesregierung, die zurückzunehmen,
oder wie sehen Sie die Situation jetzt?

BK'in Merkel: Sie haben ja sicherlich verfolgt, was die Bundesregierung
dazu in der Vergangenheit und in den letzten Tagen gesagt hat, und wir
werden uns jeden Einzelfall anschauen und mit ihm auch sorgsam und
aufmerksam umgehen. - Danke schön!

Freitag, 22. März 2019

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1836: Regierungspressekonferenz vom 22. März 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 22. März 2019

Regierungspressekonferenz vom 22. März 2019

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Reise nach Paris, Verschiebung
des Termins zum EU-Projekttag, Kabinettssitzung, Veranstaltung zum "Girls'
Day", Sitzung des Digitalrats, Treffen mit einer Unternehmerdelegation des
"World Economic Forum", Reise nach Assisi anlässlich der Verleihung des
Friedenspreises "Lampe des Friedens" an den jordanischen König, Eröffnung
der Hannover Messe), Europäischer Rat in Brüssel/Klimaschutzanstrengungen
der Bundesregierung, Tweet des US-Präsidenten zum völkerrechtlichen Status
der Golanhöhen, Medienberichte über die Quote erfolgreich absolvierter
Integrationskurse, Verhandlungen über eine Verlängerung der Mission Sophia
auf EU-Ebene, Urteil des OVG Münster zur Nutzung der Ramstein Air Base für
US-Drohnenangriffe, geplante Reform der Hebammenausbildung, geplanter
Gesetzentwurf hinsichtlich eines Rauchverbots in Autos bei Anwesenheit von
Schwangeren oder Minderjährigen, verweigerte Erteilung von Akkreditierungen
für deutsche Journalisten in der Türkei, Europäischer Rat in Brüssel,
Brexit, Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien, Grundrente, Gelbwestenproteste
in Frankreich


Sprecher: SRSin Demmer, Fichtner (BMU), Breul (AA), Grünewälder
(BMI), Fähnrich (BMVg), Nauber (BMG), Wagner (BMWi), Ehrentraut (BMAS)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Schönen guten Tag! Wie freitags üblich, die Termine der
Bundeskanzlerin:

Die Bundeskanzlerin wird am nächsten Dienstag, dem 26. März, nach Paris
reisen. Sie wird dort um 10 Uhr zu einem Gespräch mit dem französischen
Präsidenten Emmanuel Macron, dem chinesischen Staatspräsidenten Xi Jinping
und dem Präsidenten der EU-Kommission, Jean-Claude Juncker, im 
Élysée-Palast zusammentreffen. Bei dem Treffen soll es darum gehen, wie der
Multilateralismus gestärkt werden kann und welche Rolle Europa und China
hierbei spielen können. Staatspräsident Xi hält sich zu diesem Zeitpunkt zu
einem Staatsbesuch in Frankreich auf. Präsident Macron hat die
Bundeskanzlerin bei ihrem letzten Besuch in Paris im Februar eingeladen, zu
diesem Anlass dann auch nach Paris zu kommen. Die Verstärkung der 
deutsch-französischen Zusammenarbeit in der Außenpolitik ist ein wichtiger Auftrag
des Vertrags von Aachen, über den wir hier ja auch viel berichtet haben.
Ein gemeinsames Treffen mit dem chinesischen Staatspräsidenten ist in
diesem Rahmen einzuordnen. Nach dem Gespräch sind für 11 Uhr
Pressestatements geplant.

Wegen der gerade genannten Reise muss ich von einer Terminverschiebung
berichten: Die Kanzlerin kann am Dienstag nicht, wie ursprünglich geplant,
am Thomas-Mann-Gymnasium in Berlin den EU-Projekttag durchführen, der ja
seit 2007 stattfindet. Für den neuen Schulbesuchstermin am 2. April bleiben
aber die Akkreditierungen bestehen.

Am Mittwoch um 9.30 Uhr tagt dann das Kabinett unter der Leitung der
Bundeskanzlerin. Zu dieser Kabinettssitzung wird auch Frankreichs
Außenminister Jean-Yves Le Drian erwartet.

Ebenfalls am Mittwoch heißt es im Kanzleramt wieder: Willkommen zum "Girls'
Day" - ein Termin, den die Kanzlerin immer sehr gerne wahrnimmt. Die
Veranstaltung im Bundeskanzleramt bildet den Auftakt zum 19. bundesweiten
Mädchenzukunftstag einen Tag später, am 28. März. Ziel des "Girls' Day" ist
es, jungen Frauen die große Vielfalt der MINT-Berufe - und ich buchstabiere
das hier noch einmal aus: M für Mathematik, I für Informatik, N für
Naturwissenschaft und T für Technik - nahezubringen. Auch der
Bundeskanzlerin ist es ein wichtiges Anliegen, dass sich mehr Mädchen für
eine berufliche Zukunft in technisch-naturwissenschaftlichen Bereichen
entscheiden, und dafür ist es natürlich von entscheidender Bedeutung,
überholte Rollenmuster und Klischees zu überwinden. Im Kanzleramt werden 24
Mädchen aus drei Berliner Schulen zu Gast sein. In einem Technikparcours
können die Schülerinnen spielerisch Aufgaben lösen und sich über
verschiedene Berufe informieren. Die Mädchen werden dann um 14.15 Uhr mit
der Bundeskanzlerin zusammentreffen. Dann gibt es ein gemeinsames Foto, und
auch die Kanzlerin wird den Parcours besuchen.

Am 28. März tritt der Digitalrat unter der Leitung der Bundeskanzlerin zu
seiner dritten Sitzung zusammen. Schwerpunkt der Sitzung wird die Umsetzung
der konkreten Vorschläge des Digitalrats zum Themenbereich der vergangenen
Sitzung, digitaler Staat und E-Government, sein. Das andere große Thema
wird die Materie Daten und Gesellschaft sein. Wichtig ist, die
Persönlichkeitsrechte des Einzelnen in Bezug auf seine Daten zu schützen,
aber gleichzeitig natürlich Innovationen nicht zu verhindern. Wir freuen
uns auf die Diskussion mit dem Digitalrat. Der Termin ist nicht öffentlich
und die Form der Presseinformation ist noch offen.

Ebenfalls am Donnerstag trifft die Bundeskanzlerin eine
Unternehmerdelegation des "World Economic Forum" im Bundeskanzleramt.
Geplant sind eine eineinhalbstündige Gesprächsrunde, die um 17 Uhr beginnen
wird, sowie ein Abendessen von 19 bis 21 Uhr, an dem neben der Kanzlerin
weitere Vertreter der Bundesregierung teilnehmen. In den Gesprächen wird es
um aktuelle Themen der nationalen und internationalen Wirtschaftspolitik
gehen. Schwerpunktthemen in diesem Jahr sind transatlantische Beziehungen
sowie Digitalisierung und künstliche Intelligenz.

Am kommenden Freitag wird die Bundeskanzlerin nach Assisi reisen. Im
vergangenen Jahr war der Bundeskanzlerin dort ja durch den Franziskanischen
Orden der Friedenspreis "Lampe des Friedens" für ihren Einsatz für Frieden
und Versöhnung verliehen worden. In diesem Jahr wird König Abdullah II. von
Jordanien mit diesem Preis ausgezeichnet. Gewürdigt werden sein Eintreten
für Menschenrechte und den Dialog der Religionen sowie sein Einsatz für
Frieden im Nahen Osten. Als vorherige Trägerin der "Lampe des Friedens"
wird die Bundeskanzlerin die Laudatio auf den jordanischen König halten. An
der Zeremonie in der Basilika San Francesco in Assisi wird neben der
Bundeskanzlerin auch der italienische Regierungschef Giuseppe Conte
teilnehmen. Im Anschluss wird eine Diskussion des jordanischen Königs, der
Bundeskanzlerin und des italienischen Ministerpräsidenten mit Jugendlichen
und Novizen stattfinden. Außerdem ist zu Ehren des jordanischen Königs ein
Mittagessen mit geladenen Gästen geplant. Zum Abschluss ihres Besuchs wird
die Bundeskanzlerin dann dem Franziskanischen Orden ein Stück Berliner
Mauer übergeben und gemeinsam mit dem Kustos des Klosters einweihen.

Am Sonntag, dem 31. März, eröffnet die Bundeskanzlerin zusammen mit dem
schwedischen Ministerpräsidenten Stefan Löfven die Hannover Messe 2019. In
diesem Jahr ist Schweden das Partnerland der Hannover Messe. Bei der
Eröffnungsveranstaltung ab 18 Uhr halten die Bundeskanzlerin wie auch der
schwedische Ministerpräsident eine Rede. Gegen 19.30 Uhr werden sich die
Bundeskanzlerin und der schwedische Ministerpräsident zu einem bilateralen
Treffen in Hannover zusammenfinden. Anschließend, gegen 20.15 Uhr, sprechen
sie dann bei einem Abendessen mit hochrangigen deutschen und schwedischen
Unternehmern. Am Montag darauf startet die Bundeskanzlerin dann - natürlich
ebenfalls gemeinsam mit dem schwedischen Ministerpräsidenten - um 9 Uhr den
traditionellen Eröffnungsrundgang über die Messe. Sie werden dann zuerst
den schwedischen Pavillon eröffnen und anschließend eine Reihe deutscher
und schwedischer Aussteller auf der Messe besuchen. Um 11 Uhr ist ein
kurzes Pressestatement zum Abschlussrundgang geplant.

Frage (zum Treffen in Paris): Frau Demmer, gibt es separate
Pressestatements von allen Beteiligten oder gemeinsame Pressestatements?
Warum gibt es keine Pressekonferenz mit Fragen von Journalisten?

SRSin Demmer: Über die Unterrichtung der Presse habe ich Ihnen, glaube ich,
gar nichts gesagt, oder?

Zusatz: Ich hatte "Pressestatements" verstanden.

SRSin Demmer: Genau. Darüber hinaus kann ich Ihnen noch keine Informationen
zu dem Termin geben.

Zusatz: Sie wissen nicht, ob die getrennt stattfinden und ob Fragen möglich
sind?

SRSin Demmer: Über die Details und Ausgestaltung kann ich Ihnen leider
nichts sagen.

Frage: Könnten Sie vielleicht die Agenda ein bisschen erläutern? Was für
Themen werden dort besprochen?

Ich glaube, die Kanzlerin ist kurzfristig dazugestoßen? Wie ist das
zustande gekommen?

SRSin Demmer: Wie gesagt - das habe ich ja erzählt -, auf Einladung des
Präsidenten Macron ist das zustande gekommen. Wie schon gesagt, es steht
insbesondere der Multilateralismus auf der Agenda, es stehen aber natürlich
auch globale Themen wie das Klima auf der Agenda. Detaillierter kann ich
den Gesprächen natürlich nicht vorgreifen.

Frage: Könnten Sie kurz sagen, wie oft der Digitalrat schon
zusammengetreten ist?

SRSin Demmer: Das ist die dritte Sitzung.

Zusatzfrage: Wenn die Kanzlerin nicht dabei ist, haben die sich also nie
getroffen?

SRSin Demmer: Doch, natürlich, da gibt es zahlreiche informelle Treffen.
Darüber kann ich Ihnen aber keine Auskunft geben.

Zusatzfrage : Weil Sie es nicht wollen oder weil Sie es nicht dürfen?

SRSin Demmer: Ich kann Ihnen hier und jetzt dazu keine Auskunft geben. Wir
könnten das gegebenenfalls nachreichen. Aber da die Arbeit dieses
Digitalrats auf vielerlei Ebenen stattfindet, würde ich eher davon
ausgehen, dass Sie dazu keine Nachmeldung zu erwarten haben.

Zusatzfrage: Ich würde mich trotzdem freuen.

SRSin Demmer: Wir klären das.

Frage: Frau Demmer, EURACTIV hat berichtet, dass sich die Bundesregierung
in Vorbereitung des heutigen Ratsgipfels gegen die Forderungen eines seiner
Länder gestellt hat, 2050 Klimaneutralität zu erreichen. Das scheint nicht
ganz in Übereinstimmung mit Klimaschutzanstrengungen der letzten Tage zu
sein, beispielsweise des Klimakabinetts oder des ersten Entwurfs des
Umweltministeriums zum Klimaschutzgesetz, der auch Klimaneutralität bis
2050 fordert. Stimmt es, dass sich die Bundesregierung in Vorbereitung des
Gipfels gegen das Jahr 2050 gewehrt hat?

SRSin Demmer: Ich weiß ehrlich gesagt gar nicht, worauf Sie sich beziehen.
Können Sie das noch einmal sagen?

Zusatz: Ich beziehe mich auf den heutigen Ratsgipfel. Da wird zum Thema
Klima debattiert, und EURACTIV hat berichtet, dass in Vorbereitung dazu
einige Länder vorgeschlagen haben, in den Amendments zu den
Abschlussberichten den Satz "Wir wollen Klimaneutralität bis 2050
erreichen" einzufügen, dass sich Deutschland aber dagegen gewehrt habe.

SRSin Demmer: Es ist für mich jetzt natürlich schwer, auf etwas zu
reagieren, was gerade stattfindet. Deshalb würde ich dazu gerne auf die
Pressekonferenz der Kanzlerin im Anschluss an den Gipfel verweisen.
Grundsätzlich kennen Sie unsere Haltung zum Klima - das ist hier ja viel
diskutiert worden. Wir stehen natürlich weiterhin dazu, dass es ein
zentrales Thema ist. Herr Seibert hat hier am Mittwoch die Einrichtung des
Klimakabinetts berichtet. Damit bringt die Bundesregierung ja zum Ausdruck,
wie wichtig ihr das Thema ist.

Frage: Vielleicht kann Herr Fichtner etwas dazu sagen. Es geht ja um die
Verpflichtungen zu Klimaneutralität 2050. Ist das ein Ziel der
Bundesregierung?

Fichtner: Ich kann zur Einordnung sagen, dass in Artikel 4 des Pariser
Klimaschutzabkommens festgelegt ist, dass die gesamte Welt in der zweiten
Hälfte des Jahrhunderts zu Treibhausgasneutralität kommen muss, am Ende
also nur genauso viele Treibhausgase ausgestoßen werden dürfen, wie auch
durch Wälder oder Moore gebunden werden können. Das ist das völkerrechtlich
verbindliche Ziel. Außerdem sollen im Rahmen des Pariser Abkommen
sogenannte Langfriststrategien - das sind in den meisten Fällen Strategien
bis zum Jahr 2050 - vorgelegt werden, und daran arbeitet die Europäische
Union. Die Kommission hat da Vorschläge gemacht, und die unterschiedlichen
Mitgliedstaaten bilden sich gerade ihre Meinung dazu.

Zusatzfrage: Der Vorschlag der Franzosen, Holländer, Portugiesen, Finnen
usw. ist ja, sich darauf zu verpflichten, bis 2050 CO2-neutral zu agieren.
Unterstützen Sie das?

Fichtner: Wir haben im Entwurf unseres Klimaschutzgesetzes auch
vorgeschlagen, dass Klimaneutralität im Jahr 2050 erreicht werden soll. Das
ist jetzt, wie Sie alle wissen, in der Diskussion.

Frage: Der US-Präsident hat in einem Tweet vorgeschlagen, sein Land solle
jetzt endlich einmal anerkennen, dass die Golanhöhen zu Israel gehören.
Können Sie das bitte kommentieren?

SRSin Demmer: Wir haben das zur Kenntnis genommen. Ich würde aber gerne
sagen, dass die Position der Bundesregierung zu den Golanhöhen unverändert
ist und damit auch im Einklang mit den einschlägigen UN-Resolutionen steht,
insbesondere der Resolution 497 aus dem Jahr 1981, die damals einstimmig
angenommen wurde. Darin wird die Annexion des Gebiets durch Israel für
unwirksam erklärt und rechtliche Folgen ausgeschlossen. Das ist nach wie
vor der völkerrechtliche Status quo. Wenn also überhaupt Staatsgrenzen
verändert werden sollen, dann geht das nur im friedlichen Einvernehmen
zwischen allen Beteiligten. Einseitige Schritt lehnt die Bundesregierung
ab.

Der Bundesregierung ist aber sehr wohl bewusst, welche Rolle die Golanhöhen
spielten, bevor Israel dort die Kontrolle übernahm. Wir dürfen nicht
vergessen, dass von dort verschiedene Akteure wiederholt Angriffe auf
israelisches Staatsgebiet vorgenommen haben, und auch heute noch ist das
Grenzgebiet durch Aktivitäten des syrischen Militärs und irannaher Milizen
Ausgangspunkt für Angriffe, wie zuletzt im Januar dieses Jahres, als eine
Rakete auf ein nahes Skigebiet abgefeuert wurde.

Eine Friedensregelung müsste die sehr berechtigten Sicherheitsinteressen
Israels berücksichtigen und die von den Golanhöhen potenziell für Israel
ausgehenden Gefahren natürlich ein für alle Mal unterbinden. Für die
Gegenwart allerdings sollten die ohnehin bestehenden Spannungen nicht
verschärft und damit eine friedliche Lösung des Konflikts eventuell
unmöglich gemacht werden.

Vorsitzender Feldhoff: Ergänzungen, Herr Breul?

Breul: Eigentlich nicht.

Frage: Herr Breul, das ist bis jetzt ja nur ein Tweet von Herrn Trump
gewesen, eine Art Idee. Kann die Bundesregierung jetzt noch irgendetwas
machen, um die Amerikaner umzustimmen? Sehen Sie das als eine
friedensfördernde Maßnahme?

Breul: In der Tat ist es ein Tweet, mehr habe ich dazu auch nicht gesehen.
Es ist durchaus so - das wird Sie nicht überraschen -, dass wir dort, wo
wir von der US-Regierung abweichende Positionen haben, das den Amerikanern
auch deutlich machen und im Gespräch unsere Positionen übermitteln. Dazu
gehört natürlich auch, dass wir unsere Besorgnis äußern, wenn Grundlagen
für eine Zwei-Staaten-Lösung und eine nachhaltige Lösung durch einseitige
Äußerungen oder Maßnahmen gefährdet sind.

Zusatzfrage: Gab es von amerikanischer oder israelischer Seite in den
letzten Monaten Wünsche an Sie, auch die Golanhöhen anzuerkennen?

Breul: Na ja, was die israelische Position dazu ist, ist, denke ich, auch
aus der Reaktion des Ministerpräsidenten jetzt deutlich geworden. Das ist
jetzt also nichts Neues, das ist uns bekannt. Gleichzeitig ist auch unsere
Position wohlbekannt; Frau Demmer hat sie gerade noch einmal sehr deutlich
klargemacht.

Frage: Die Position der Bundesregierung ist, wie gerade gehört, offenbar
seit der UN-Resolution von 1981 unverändert. Mich würde aber die
Sprachregelung des Auswärtigen Amtes interessieren. Ergibt sich auch da
keine Veränderung? Was ist die Formulierung - "besetze Gebiete" oder "von
Israel kontrollierte Gebiete"? Was ist die Sprachregelung?

Breul: Die Sprachregelung ist genau die, die Frau Demmer gerade vorgetragen
hat. Die einschlägige Resolution ist die Resolution 497 von 1981. Danach
wird die Annexion des Gebiets durch Israel für unwirksam erklärt und werden
rechtliche Folgen ausgeschlossen. Es handelt sich um besetztes Gebiet.

Frage: Herr Trump hat ja den Zeitfaktor als Begründung angeführt. Er hat
gesagt, nach 50 Jahren sei es doch nun einmal Zeit, die Souveränität
Israels über die Golanhöhen anzuerkennen. Ist es neu, dass der Zeitfaktor
sozusagen als rechtsbruchheilender Faktor angeführt und zumindest vom
amerikanischen Präsidenten als relevant angesehen wird?

Breul: Wie seine Argumentation rechtlich unterfüttert ist, müssen Sie den
amerikanischen Präsidenten fragen. In der Tat gibt es im
Völkergewohnheitsrecht Varianten, bei denen der zeitliche Ablauf eine Rolle
spielt. Dabei spielt aber auch eine Rolle, was geübte Praxis ist und was
sozusagen die geäußerten Normen der internationalen Gemeinschaft sind.
Darum sind wir gerne bereit, hier auch gerne noch einmal ausdrücklich das
zu unterstreichen, was Frau Demmer gesagt hat, nämlich dass unsere
Rechtsposition unverändert ist. Das sieht die überwiegende Mehrheit der
internationalen Gemeinschaft ganz genauso.

Zusatzfrage: Ich habe mich ja auf das bezogen, was er getweetet hat. Ist
diese Position, dass 50 Jahre schlicht und einfach als Zeitraum ausreichend
sein sollten, also eine Position, die es im Völkergewohnheitsrecht so nicht
gibt?

Breul: Das erscheint mir etwas unterkomplex zu sein.

Frage: Neben der Besetzung der Golanhöhen gibt es ja auch noch die des
Westjordanlandes und von Gaza. Fürchtet die Bundesregierung auch hier
Legalisierungsversuche von amerikanischer Seite? Ich meine, es gibt ja
genug Israelis, israelische Parteien und Politiker, die zumindest die
Westbank annektieren wollen.

Breul: Es gilt das, was Frau Demmer gerade gesagt hat. Ich wiederhole es
gerne noch einmal: Für uns bleibt eine Zwei-Staaten-Lösung maßgeblich. Wir
sind der festen Überzeugung, dass es eine Zwei-Staaten-Lösung nur auf Basis
einer Verhandlungslösung geben kann. Zu dieser Verhandlungslösung gehören
die ganzen sogenannten Endstatusthemen, und von denen haben Sie gerade
welche genannt. Dazu ist unsere Position klar und deutlich.

SRSin Demmer: Ich kann das gerne auch noch einmal wiederholen: Nur eine
Zwei-Staaten-Lösung kann den Interessen der Israelis und der Palästinenser
gleichermaßen gerecht werden und den Menschen vor Ort dauerhaft Frieden
bringen. Einseitige Schritte - gleich von welcher Seite - machen diese
Aufgabe natürlich nicht leichter.

Zusatzfrage: Ich kenne Ihre Position. Ich wollte wissen, ob Sie
Erkenntnisse über die amerikanische Position oder die amerikanischen
Vorhaben haben. Kann es also passieren, dass Herr Trump nächste Woche die
Westbank als israelisches Gebiet anerkennt?

Breul: Ich glaube, danach müssten Sie Herrn Trump fragen.

Frage: Ich hätte eine Frage zu den Integrationskursen. Heute Morgen gab es
die Meldung, dass von den 200 000 Personen, die im vergangenen Jahr diese
2005 eingeführten Integrationskurse absolviert haben, 45 Prozent die
tatsächlich nicht geschafft haben. Das ist eine Zahl, die von 40 Prozent im
Vorjahr angestiegen ist. Es gab Kritik an der Qualität der Kurse. Das BAMF
hat gesagt, es schaue da genauer hin. Gibt es denn Erkenntnisse von Ihnen
darüber, was der Grund für diese höhere Durchfallquote ist?

Grünewälder: Vielen Dank für die Frage. - Ich muss Sie vorab noch um Geduld
bitten und darauf hinweisen, dass die konsolidierte Statistik, wie üblich,
erst im Mai kommen wird. Insofern sind diese Zahlen eine Momentaufnahme in
der Antwort auf die Kleine Anfrage, die jetzt noch kein Gesamtbild
abbildet. Da bitte ich um noch etwas Geduld.

Grundsätzlich ist zu sagen, dass die in der Antwort auf die Kleine Anfrage
genannten Kennzahlen zum Integrationskurs zeigen, dass es hier eine große
Erhöhung der Teilnehmerzahl im Integrationskurssystem gibt, die das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge dank der Zusammenarbeit mit dem
Einsatz von Kursträgern und Lehrkräften bewältigen konnte. Wir setzen
aktuell einen Schwerpunkt darauf, das Integrationskurssystem auch im
Hinblick auf die Verbindlichkeit der Teilnahme weiter zu optimieren. Wir
haben diverse Maßnahmen eingeleitet.

Hinweisen möchte ich auch darauf, dass die Gesamtzahl der Teilnehmer, die
in diesem System das Sprachniveau B1 oder A1 erreicht haben, nahezu
unverändert geblieben ist. Außerdem möchte ich hervorheben, dass 17 Prozent
der Teilnehmer an den Alphabetisierungskursen das Niveau B1 erreicht haben.
Das sind Kleine Erfolge.

Aber ich bitte, wie gesagt, um Verständnis. Das sind noch nicht die
konsolidierten Zahlen. Die wird es erst im Mai geben, und dann können wir
gerne noch einmal darüber sprechen.

Frage: Ich habe eine Frage zur Mission Sophia. Wir wissen, dass die Mission
Sophia im Moment ein Thema in Brüssel ist. Schließt die Bundesregierung
eine Verlängerung der Mission Sophia aus deutscher Perspektive aus? Sollte
die Mission verlängert werden?

Breul: Ich kann dazu nur sagen: Es ist richtig, dass darüber Verhandlungen
in Brüssel auf Expertenebene laufen und, wenn ich richtig informiert bin,
am Montag auch noch einmal auf Botschafterebene laufen werden.

Da gibt es unterschiedliche Optionen. Eine der Optionen ist die
Verlängerung der Operation Sophia. Wir sind gerade mitten in der Debatte.
Wir haben hier immer wieder deutlich gemacht, dass wir die Operation für
sinnvoll halten, wenn sie ihrem Mandat gerecht werden kann. Ich möchte Sie
um Verständnis dafür bitten, dass ich die laufende Debatte jetzt von dieser
Seite aus nicht weiter kommentieren kann.

Vorsitzender Feldhoff: Zufälligerweise Ergänzungen des

Verteidigungsministeriums?

Fähnrich: Nein. Die Beteiligung der deutschen Kräfte ist bekannt. Wir sind
ja personell im Hauptquartier vertreten. Wir sind, wenn es zu Lösungen
kommt, bereit, innerhalb einer kurzen Zeit auch wieder ein Schiff zur
Verfügung zu stellen.

Frage: Ich hatte die Verteidigungsministerin so verstanden, dass
Deutschland wieder dabei wäre - also dabei wäre, Schiffe auf dem Mittelmeer
einzusetzen -, wenn die Italiener nicht mehr die Führung der Operation
innehätten. Ist das korrekt, oder ist das keine Bedingung?

Fähnrich: Diese Bedingung ist mir neu. Es geht ja darum, dass wir
dahingehend eine Lösung finden, die Operation unter dem Schirm Europas
weiterzuführen, und zwar mit der Bedingung, dass die Einheiten auch dort
eingesetzt werden, wo es Sinn ergibt. Das war ja genau das, was wir beklagt
haben. Wenn das alles wieder erreicht wird, dann sind auch wieder die
Möglichkeit und die Wahrscheinlichkeit dafür vorhanden, dass deutsche
Schiffe daran teilnehmen werden.

Zusatzfrage: Ich will zu den Drohnenangriffen der Amerikaner in Somalia
kommen. Die haben in den letzten beiden Monaten stark zugenommen.

Ich würde gerne wissen, was Sie in Sachen Ramstein tun, um sich über die
Völkerrechtsfrage zu informieren, Herr Breul.

Breul: Wir hatten ja Mittwoch das Thema dieses Gerichtsurteils besprochen,
und da hatten wir darauf hingewiesen, dass wir zunächst einmal abwarten
möchten, bis das Gericht die schriftliche Urteilsbegründung vorlegt. Die
liegt noch nicht vor. Ich würde sagen: Wenn die vorliegt und Fragen dazu
kommen, dann können wir uns diesem Themenkomplex noch einmal widmen.

Zusatzfrage: Sie waren hier ja auch schon vorher, bevor es Urteile gab,
jahrelang sprechfähig, was Ramstein angeht. Wissen Sie also, ob die
Drohnenangriffe in Somalia über Ramstein laufen und ob das
völkerrechtskonform ist?

Breul: Über das Thema haben wir uns oft unterhalten. Wir waren dazu
sprechfähig, auch wenn wir nicht das gesagt haben, was Sie sich vielleicht
gewünscht hätten. Ich habe Ihnen dazu heute keinen aktuellen Stand
mitgebracht. Wenn wir uns noch einmal über das Urteil beugen wollen, dann
können wir das gerne dann tun, wenn es vorliegt.

Frage: Ich habe eine Frage an das Gesundheitsministerium zur
Hebammenausbildung. Die soll ja, wie im Koalitionsvertrag vereinbart wurde,
quasi auf ein Studium aufsetzen. Jetzt habe ich zwei Fragen dazu: Inwieweit
muss das mit den Ländern koordiniert werden, weil es das, glaube ich, in
einzelnen Bundesländern so schon gibt? Die zweite Frage ist: Gibt es einen
Zeitplan dafür?

Nauber: Vielen Dank für die Frage. - In der Tat: Kindern ins Leben zu
helfen, ist eine wichtige und sehr anspruchsvolle Aufgabe, und darauf
sollen Hebammen künftig mit einem dualen Studium mit einem hohen
Praxisanteil vorbereitet werden. Damit setzen wir einerseits den
Koalitionsvertrag und andererseits eine EU-Richtlinie um.

Der Minister hat sich gestern auch dazu geäußert und gesagt, in Zukunft
sollten Hebammen in einem dualen Studium auf ihre unverzichtbare Aufgabe
vorbereitet werden. Die Anforderungen an die Geburtshilfe steigen ständig.
Dafür ist ein duales Studium mit einem großen praktischen Anteil die beste
Vorbereitung. Dadurch erhöht sich auch die Attraktivität des Berufes.

Diese Richtlinie, von der ich vorhin gesprochen habe, besagt, dass die
Ausbildung bis zum 18. Januar 2020 zu novellieren ist.

Zusatzfrage: Und die Länder?

Nauber: Das weiß ich, ehrlich gesagt, nicht. Das werde ich aber gerne
nachliefern.

Frage: Nordrhein-Westfalen will versuchen, über dem Bundesrat einen
Gesetzentwurf über das Rauchverbot in Autos einzubringen, wenn Schwangere
oder Minderjährige sich mit im Auto befinden. Wie steht das
Bundesgesundheitsministerium zu diesem Vorhaben?

Nauber: Wie Sie wissen, ist Rauchen das größte vermeidbare
Gesundheitsrisiko in Deutschland. Wir als BMG ermuntern daher jeden, mit
dem Rauchen aufzuhören oder, noch besser, gar nicht erst damit anzufangen.

Zum Thema "Rauchen im Auto" hat sich die Drogenbeauftragte der
Bundesregierung, Marlene Mortler, bereits geäußert: "Wenn Kinder im Auto
mitfahren, sollte selbstverständlich sein, dass nicht geraucht wird.
Studien belegen, dass sich die Giftstoffe extrem schädlich auf die
Gesundheit der Kinder auswirken. Bronchialerkrankungen, Asthma und weitere
Erkrankungen können die Folge sein. Hinzu kommt, dass Kinder nicht wie zu
Hause die Gelegenheit haben, mal schnell rauszugehen, wenn ihnen der Rauch
zu viel wird."

Die Bundesregierung setzt hier auf Prävention und Aufklärung. Marlene
Mortler hat zum Beispiel 2016 die Kampagne "rauchfrei unterwegs" ins Leben
gerufen. Gemeinsam mit vielen starken Partnern werden seitdem Eltern und
Autofahrer über die Risiken aufgeklärt und aufgefordert, auf das Rauchen im
Auto zu verzichten.

Zusatzfrage: Das heißt, Sie sind nicht für ein Verbot, sondern stehen für
freiwillige Positionen. Verstehe ich das richtig?

Nauber: Wie gesagt: Die Bundesregierung setzt auf Prävention und
Aufklärung. Das Wichtigste für uns ist, dass die Kinder geschützt werden;
klar. Dafür sind Prävention und Aufklärung aus unserer Sicht die
wirksamsten Hebel. Zuallererst muss bei den Eltern die Einsicht vorhanden
sein, dass sie ihren Kindern damit Schaden zufügen.

Frage: In der Öffentlichkeit kommen die Kinder ja auch mit Tabakwerbung in
Kontakt. Wie ist die Haltung des Gesundheitsministeriums dazu? Sollte
Tabakwerbung verboten werden? Haben Sie da etwas vor?

Nauber: Der Gesundheitsminister hat sich dazu schon geäußert. Das Zitat
habe ich allerdings, glaube ich, nicht dabei. Das werde ich aber auch gerne
nachliefern.

Frage: Habe ich es jetzt richtig verstanden, dass für Ihr Haus Prävention
und Aufklärung ein wichtigerer - das heißt ja auch: effizienterer - Hebel
als ein Verbot ist?

Nauber: Ich habe mich dazu jetzt ausreichend geäußert, würde ich sagen.

Zusatz: Also habe ich Sie nicht falsch verstanden. Ansonsten bitte ich Sie,
mich zu korrigieren.

Nauber: Die Bundesregierung setzt bei diesem Thema auf Prävention und
Aufklärung, wie ich schon gesagt habe.

Zuruf: Und nicht auf Verbot!

Frage: Hat das Wirtschaftsministerium eine Haltung zum Tabakwerbeverbot?

Wagner: Ich kann Ihnen dazu nichts mitteilen.

Zusatzfrage: Können Sie es nachreichen?

Wagner: Das liegt, soweit ich weiß, jetzt nicht primär in unserer
Zuständigkeit. Daher bringen wir uns dann im Rahmen von Abstimmungen ein,
wie es üblich ist.

Zusatz: Ich hatte gedacht, die Tabakwirtschaft wird sich ja wahrscheinlich
auch einmal mit Herrn Altmaier treffen und dabei Positionen einbringen.

Wagner: Ich habe Ihnen gerade dazu gesagt, dass, wenn die Frage ansteht,
wir uns natürlich dazu verhalten.

Frage: Frau Demmer, ich habe eine Frage zur Pressefreiheit in der Türkei.
Noch immer warten zwei deutsche Korrespondenten auf ihre Pressekarten,
damit sie wieder in der Türkei als Journalisten arbeiten können. Ist der
Bundesregierung dieser Umstand bewusst? Wenn ja, was unternehmen Sie, um
ihn zu ändern?

SRSin Demmer: Zunächst einmal ist zu begrüßen, dass in einer Reihe von
Fällen nun die Akkreditierung erteilt wurde. Allerdings warten immer noch
deutsche Journalisten auf ihre Akkreditierung beziehungsweise auf einen
Widerruf der Ablehnung ihre Akkreditierung. Diese Verweigerung dieser
Presseakkreditierungen bleibt für die Bundesregierung nicht
nachvollziehbar. Hierzu stehen wir aber auch mit der türkischen Seite
weiter in Kontakt.

Entscheidend ist für uns, dass Journalisten in der Türkei ihrer Arbeit frei
nachgehen können und die türkische Regierung eine rasche Lösung für die
übrigen betroffenen deutschen, aber auch europäischen Journalisten findet.
Wie Sie wissen, betrifft die Frage ausstehender Presseakkreditierungen ja
auch nicht alleine deutsche Journalisten in der Türkei.

Ganz grundsätzlich gilt, was wir hier schon oft gesagt haben, nämlich dass
die Meinungs- und Pressefreiheit sehr hohe Güter ist. Daher ist es
essenziell, dass Journalisten die freie Ausübung ihrer Tätigkeit ermöglicht
wird.

Frage: Ich habe eine Frage zu dem laufenden EU-Gipfeltreffen. Die Frage
richtet sich an das AA und auch das BPA. Es geht um den 10-Punkte-Plan der
EU in Bezug auf China. Wie ist die gestrige Diskussion verlaufen? Es sollte
gestern eine Diskussion und sogar eine Abstimmung geben. Können Sie uns für
die deutsche Seite ein Update geben? Das ist die erste Frage.

Es geht mir auch um die deutschen Positionen in Brüssel über die momentanen
Diskussionen in China.

SRSin Demmer: Hinsichtlich allem, was gerade in Brüssel passiert, würde ich
Sie gerne auf die Pressekonferenz in Brüssel verweisen.

Zusatzfrage: Können Sie die generelle deutsche Position nennen? Was ist zum
Beispiel die Haltung von Frau Merkel?

SRSin Demmer: Die Haltung wozu genau?

Zusatzfrage: Was würde Deutschland hinsichtlich der ganzen Diskussionen in
der EU wollen?

SRSin Demmer: Sie beziehen sich ja jetzt doch immer wieder auf das, was
gerade in Brüssel passiert. Das kann ich von hier aus jetzt nicht
kommentieren. Das sind vertrauliche Gespräche. Deswegen verweise ich auf
die Pressekonferenz im Anschluss an den Gipfel. Das tut mir leid.

Breul: Man könnte höchstens allgemein ergänzen: Der Europäische Rat
entscheidet im Konsens. Also da gibt es keine Abstimmung.

Frage: Ich habe eine Frage zum Brexit. Da gibt es ja nun dieses 
Zwei-Zeit-Optionen-Modell. Frau Demmer, die Kanzlerin spricht sich ja relativ häufig
direkt mit Frau May ab. Können Sie uns sagen, ob das in diesen Zusammenhang
auch stattgefunden hat?

SRSin Demmer: Ich kann jetzt über das gestern Nacht Gesagte hinaus von
keinen konkreten Gesprächen berichten. Aber Sie können davon ausgehen, dass
die EU im Gespräch mit Großbritannien ist. Das Ergebnis haben Sie gehört
und auch die Intentionen der Kanzlerin und der anderen Mitgliedstaaten. Es
geht darum, bis zur letzten Stunde alles daran zu setzen, dass es einen
geregelten Austritt Großbritanniens gibt und geben kann. Dafür hat man
gestern eine Abmachung gefunden.

Frage: Das ist natürlich bekannt und auch die Position. Ich habe deswegen
gefragt, weil es immer wieder in Krisensituationen - darüber haben wir hier
verschiedentlich auch schon gesprochen - sehr direkte und konkrete
bilaterale Gespräche gibt. Mich hat nur interessiert, ob sie in diesem
Zusammenhang auch zwischen der Kanzlerin und Frau May stattgefunden haben.

SRSin Demmer: Ich kann Ihnen zu konkreten, einzelnen bilateralen Gesprächen
auf dem Gipfel keine Auskünfte geben.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verteidigungsministerium. Die
Koalitionsfraktionen haben ja unterschiedliche Haltungen zur Weiterführung
des Rüstungsmoratoriums für Saudi-Arabien. Ich weiß, dass die Exekutive
diese Meinungsbildung von Fraktion oder Partei nicht bewertet. Das ist
vollkommen in Ordnung. Aber hat das Verteidigungsministerium einmal ein
Szenario entwickelt, was es für eine Zusammenarbeit innerhalb der
Rüstungsindustrie in Europa bedeuten würde, wenn Deutschland länger an
bestimmte Länder nicht liefert oder hier auf Dauer eine sehr restriktive
Haltung einnimmt, die ja im Gegensatz zur Haltung vieler Partner steht?

Fähnrich: Ich glaube, dass das Verteidigungsministerium nicht die erste
Ansprechstelle für dieses Thema ist. Wenn ich gestern den Äußerungen der
Kanzlerin im Bundestag zugehört habe, dann hat auch sie genau darauf eine
Antwort gegeben.

Frage: Frau Demmer, Herr Seibert hat in der Vergangenheit gesagt, dass im
März noch eine Entscheidung zu den Rüstungsexporten nach Saudi-Arabien
gefällt wird. Ist das immer noch so?

SRSin Demmer: Daran hat sich nichts geändert. Wir wissen, dass die Zeit
drängt. Deswegen führen wir ja zu diesem Themenkomplex intensive Gespräche
und werden im Laufe des Monats März auch zu einem Ergebnis kommen.

Frage: Können Sie uns sagen, wer da mit wem Gespräche führt, Frau Demmer?

SRSin Demmer: Nein, das kann ich nicht.

Zusatzfrage: Sind das Mitglieder des Bundessicherheitsrates? Sind das
vielleicht nur zwei?

SRSin Demmer: Wir führen innerhalb der Bundesregierung intensive Gespräche
zu diesem Thema.

Frage: Ehrlich gesagt würde mich der neueste Stand, wenn es einen gibt, in
Sachen Grundrente interessieren. Es gab ja in der vergangenen Woche dazu
noch ein paar Wortmeldungen. Es gab einen Kompromissvorschlag, auch von der
CSU. Meinem Eindruck nach ist die Hauptkonfliktlinie immer noch:
Bedürftigkeitsprüfung - ja oder nein.

Herr Ehrentraut, gibt es da einen neuesten Stand der Dinge? Gibt es
Kompromisschancen?

Ehrentraut: Der Stand hat sich eigentlich nicht geändert. Der Minister hat
seine Meinung zum Thema Bedürftigkeitsprüfung klar zum Ausdruck gebracht
und auch gesagt, dass wir im Mai einen entsprechenden Gesetzentwurf
vorlegen werden, dessen Basis sein Modell ist, das er schon vorgestellt
hat.

Zusatzfrage: Gibt der Haushaltsentwurf, den wir in dieser Woche alle
miteinander diskutiert haben beziehungsweise die Eckpunkte desselben,
Anlass, da weitere Spekulationen anzustellen oder mögliche Chancen zu
sehen?

Ehrentraut: Inwiefern Spekulationen?

Zusatz: Es hieß ja, dass die Bedürftigkeiten noch nicht eingerechnet seien
beziehungsweise die möglichen 5 bis 6 Milliarden Euro - je nachdem, wie
viele es dann am Ende sind.

Ehrentraut: Genau. Also in den Eckwerten des BMAS sind noch keine Mittel
eingestellt. Das ist richtig. Aber wir haben mit dem BMF vereinbart, dass
bei Vorliegen des Konzepts die Anpassung der Eckwerte überprüft wird. Wie
gesagt, an dem Gesetzentwurf arbeiten wir gerade.

SRSin Demmer: Ich habe eine Nachreichung für den Kollegen zum Digitalrat.

Es ist so, wie ich das gesagt habe. Sie treffen sich in unterschiedlichsten
Formaten. Das kann also auch einmal digital als Videokonferenz
stattgefunden haben und auch in unterschiedlichen Zusammensetzungen.
Darüber wird kein Buch geführt. Deswegen kann ich Ihnen dazu keine Zahl
nennen.

Frage: Die französische Regierung hat angekündigt, Soldaten,
Antiterroreinheiten, gegen die Gelbwestenproteste am Wochenende
einzusetzen. Wie bewertet das die Bundesregierung? Sie haben sich ja öfter
in der Vergangenheit geäußert, wenn in anderen Staaten Soldaten gegen
Zivilisten eingesetzt wurden.

SRSin Demmer: Ich kann nur auf das verweisen, was Herr Seibert hier in der
vergangenen Pressekonferenz gesagt hat. Der Ausbruch von Gewalt und
Zerstörungswut in Paris am vergangenen Wochenende ist erschreckend gewesen.
Mit friedlichem, demokratischem Protest hat das nichts zu tun.

Die Bundesregierung steht hier an der Seite der französischen Regierung in
deren Bemühungen, die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu gewährleisten.
Präsident Macron hat ja mit den "grands débats", also mit dem, was wir hier
"Bürgerdialoge" nennen, einen breiten nationalen Prozess eingeleitet, in
dem Menschen in allen Ecken des Landes ihre Vorstellungen, Wünsche und
Klagen vortragen können. Da sind auch die Anliegen der Gelbwesten
diskutiert worden. Damit hat der Präsident eine richtige und wichtige
Antwort auf die Sozialproteste in den vergangenen Monaten gegeben.

Eine weitere Kommentierung der Situation kann ich Ihnen nicht geben.

Zusatzfrage : Vielleicht an das AA. Es ist ja trotzdem Außenpolitik. Finden
Sie denn den Einsatz von Soldaten nachvollziehbar?

Breul: Frau Demmer hat eigentlich alles gesagt, was es da zu sagen gibt.
Frankreich ist ein Rechtsstaat. Über einzelne polizeiliche Maßnahmen oder
den Einsatz von Gendarmerie oder anderen Kräften haben wir hier nicht zu
urteilen.

Zusatzfrage: Aber jetzt geht es ja um Soldaten. Es geht um den Einsatz von
Soldaten gegen Zivilisten.

Breul: Ich habe das gesagt, was ich dazu zu sagen habe.

Freitag, 22. März 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 22. März 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-22-maerz-2019-1593246

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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UNTERNEHMEN/2761: Bischof Seoka fordert - 12.600 Bergarbeiter-Jobs bei Lonmin müssen erhalten bleiben (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 22.05.2019

Bischof Seoka fordert: 12.600 Bergarbeiter-Jobs bei Lonmin müssen
erhalten bleiben

Drohende Massenentlassung durch Übernahme von BASF-Zulieferer: 

Internationales Marikana-Bündnis ruft zur Solidarität mit südafrikanischen
Bergleuten auf / Protest vor der Lonmin-Hauptversammlung am 25. März in
London



Köln/London/Johannesburg. Der Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und
Aktionäre und ein internationales Bündnis von Nichtregierungsorganisationen
fordern, dass der britisch-südafrikanische Bergbau-Konzern Lonmin nach dem
Massaker an 34 streikenden Bergarbeitern im Jahr 2012 seinen
Verpflichtungen gegenüber der Gemeinschaft von Marikana nachkommt. Der
Sprecher des Bündnisses, der südafrikanische Bischof Johannes Seoka,
fordert Lonmin auf, die Umsetzung des rechtlich verbindlichen
Sozialarbeitsplans sicherzustellen, zudem müssten 12.600 Arbeitsplätze
erhalten bleiben.

Am 25. März Uhr um 11 Uhr (deutsche Zeit) wird das Bündnis vor der
Hauptversammlung von Lonmin in London (Carlton House Terrace, London SW1Y
5AH) protestieren. Lonmin hatte seine Hauptversammlung verlegt, weil die
Übernahme durch den Bergbau-Konzern Sibanye-Stillwater in diesem Jahr
ansteht. Sibanye-Stillwater ist ein multinationales Unternehmen mit einer
schlechten Reputation wegen vieler arbeitsbedingter Todesfälle und schwerer
Umweltzerstörung. Allein 2018 kam es zu 24 Todesfällen. Nach der Übernahme
sollen bei Lonmin 12.600 Arbeitsplätze über einen Zeitraum von drei Jahren
wegfallen. Der Verlust der Jobs hätte verheerende Auswirkungen auf die
bereits verarmten Gemeinden in der Umgebung der Platinmine von Marikana.

"Die Arbeiter und die Gemeinschaft von Marikana sind sehr besorgt. Wenn
Lonmin als Unternehmen verschwindet, wird niemand mehr da sein, der für die
Straftaten gegen sie und für die Umweltzerstörung zur Rechenschaft gezogen
werden kann", sagte Bischof Seoka. "Als Zeichen guten Willens muss Lonmin
einen signifikanten Beitrag für eine Gedenkstätte in Marikana leisten." Ein
Mahnmal würde dabei helfen, dass die Wunden der Hinterbliebenen des
Massakers heilen könnten und eine Versöhnung in Marikana ermöglichen.

Das Bündnis fordert außerdem die Freilassung aller Minenarbeiter, die wegen
ihrer Aktionen während des Streiks inhaftiert wurden, und die
Strafverfolgung der Urheber des Massakers, einschließlich der
Führungskräfte von Lonmin. An alle Angehörigen der verstorbenen
Minenarbeiter und der verletzten und verhafteten Arbeiter, die das Massaker
überlebt haben, sollten Entschädigungen gezahlt werden. Weiter müsse Lonmin
Verantwortung für die Umweltzerstörung in Marikana übernehmen.

Andries Nkome, der Anwalt der inhaftierten Bergleute, die am Streik gegen
Lonmin beteiligt waren, verlangte, dass die vollständige Entschädigung der
Witwen endlich erfolgen müsse.

Der Hauptkunde von Lonmin ist der deutsche Chemiekonzern BASF, er kauft
jeden Tag Platin im Wert von 2 Mio. Euro. Das Platin wird für die
Herstellung von Katalysatoren für die Autoindustrie gebraucht.



Am Protest in London sind neben dem Dachverband der Kritischen Aktionäre
folgende Organisationen beteiligt: Marikana Solidaritätskollektiv
(bestehend aus: London Mining Network, Marikana Miners Solidarity Campaign,
Decolonising Environmentalism und War on Want) sowie das
europäisch-südafrikanische Bündnis Plough Back the Fruits.

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de
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SCHACH-SPHINX/06876: Kortschnojs Denkfehler (SB)


Ein ausgesprochener Freund der Drachenvariante war Viktor Kortschnoj
nie gewesen. Gewisse Sympathien hegte er für diese sehr aggressive
Bekämpfungsart des Königsbauernzuges schon, doch aus einem anderen
Grund wählte er 1974 im Moskauer Kandidatenmatch gegen Anatoli Karpow
diesen sizilianischen Aufbau. Karpow war seinerzeit noch nicht
Weltmeister. Den Titel sollte er erst im Jahr darauf erhalten, nachdem
der Amerikaner Bobby Fischer nicht zum Wettkampf erschien. Doch damals
in Moskau hoffte Kortschnoj noch auf einen blitzartigen Sieg über den
jungen Großmeister, denn er glaubte, Karpow im Gestrüpp der
hochkomplizierten Drachenvariante aufs Glatteis führen zu können.
Viele hatten wie Kortschnoj so gedacht, aber mit der Zeit sollten sie
erfahren, daß Karpow in überfallartiger Manier nicht zu besiegen ist.
Sein ungeheueres Talent für feine Balanceakte bewahrte ihn zumeist vor
taktischen Reinfällen, die sich aus der Eröffnungswahl ergeben. Erst
sehr viel später sollte Garry Kasparow, sein Nachfolger auf dem FIDE-
Thron, die Wege und Mittel aufdecken, mit denen Karpow zu bezwingen
war. Im heutigen Rätsel der Sphinx sprengte Karpow die schwarze
Stellung mit drei scharfklingigen Zügen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06876: Kortschnojs Denkfehler (SB)]



Karpow - Kortschnoj

Moskau 1974


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wer wüßte nicht, daß ein Freibauer ein hoher Garant des Sieges sein
kann, und Michael Adams wußte zudem, wie ein solcher erfolgreich
einzusetzen war: 1...Lb4xc3! 2.b2xc3 a7-a5! 3.Le3-c1 a5-a4 4.Lc1-a3
Sb6-c4 5.Td1-a1 Sc4-d2! 6.Tf1-e1 Sd2-b3 7.Ta1-d1 - 7.Te1xe8 Ta8xe8
8.Ta1-f1 Sb3-d2! - 7...Lg6-c2 8.Te1xe8 Ta8xe8 9.Td1-f1 Sb3-d2 10.Tf1-
c1 Df7-a2 11.Dh4-f4 Sd2-b3! und Weiß gab auf.



Erstveröffentlichung am 25. März 2006
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MELDUNG/2330: Schwergewicht - die Chance seines Lebens ... (SB)




Tom Schwarz darf sich mit Tyson Fury messen

Für den jungen deutschen Schwergewichtler Tom Schwarz aus Halle ist es
ein Geschenk des Himmels. Er darf völlig überraschend mit dem
britischen Star Tyson Fury in den Ring steigen, der gegenwärtig zu den
drei begehrtesten Akteuren der Königsklasse gehört. Der Kampf findet
am 15. Juni in Las Vegas statt, wo er voraussichtlich im Thomas & Mack
Center oder aber im MGM Grand oder im Mandalay Bay Events Center über
die Bühne gehen soll. Veranstalter ist Furys Co-Promoter Top Rank
Boxing, bei dem der Brite im Februar einen Fernsehvertrag mit ESPN
über fünf Auftritte unterschrieben hat, der Medienberichten zufolge
mit insgesamt 91,2 Millionen Euro dotiert sein soll. Bob Arum hat mit
diesem Coup einen ausgesprochen dicken Fisch an Land gezogen und wird
fortan mit der ihm eigenen Geschäftspolitik die Geschicke des
ehemaligen Weltmeisters lenken. Der ungeachtet seiner mittlerweile 86
Lebensjahre nach wie vor ungemein rührige Promoter, dessen einstige
Erzrivalen wie Don King heute fast schon Geschichte sind, arbeitet mit
dem Sender ESPN zusammen. Die Kämpfe werden nicht im Bezahlfernsehen
übertragen, sondern zeitgemäßer und sehr viel kostengünstiger auf
einer App angeboten, so daß die Vielzahl der Buchungen für den Ertrag
sorgen soll. [1]

Der 30jährige Tyson Fury ist in 28 Kämpfen ungeschlagen und feierte
seinen bislang größten Erfolg, als er im November 2015 gegen den bis
dahin elf Jahre unbesiegten Wladimir Klitschko gewann und ihm die
Titelsammlung abnahm. Am 1. Dezember 2018 trat der Brite in Los
Angeles gegen WBC-Weltmeister Deontay Wilder an und erzwang dank einer
unerwartet starken Leistung ein Unentschieden, bei dem ihm das
Kampfgericht allerdings recht gewogen war. In der zwölften Runde
stürzte Fury nach einem Volltreffer nieder und lag mit geschlossenen
Augen reglos am Boden, doch der Ringrichter brach den Kampf nicht ab,
sondern zählte ihn weiter an. Plötzlich stand der Brite wieder auf,
kämpfte weiter und erreichte den Schlußgong. Die Punktwertung fiel mit
115:111, 112:114 und 113:113 kontrovers aus und ergab summarisch ein
Unentschieden, mit dem Fury sehr gut bedient war, da nicht wenige
Experten inoffiziell einen Vorsprung für Wilder notiert hatten.

Der Verband WBC ordnete daraufhin eine Revanche an, die ganz nach dem
Geschmack des Boxpublikums war, das nach der respektablen Vorstellung
beider Akteure ein zweites Aufeinandertreffen forderte. Nachdem dies
zunächst auch dem beiderseitigen Wunsch zu entsprechen schien und
lukrative Einkünfte versprach, machte Furys Unterschrift bei Top Rank
den sofortigen Rückkampf zunichte. Bob Arum hatte seinerzeit den Kampf
zwischen Manny Pacquiao und Floyd Mayweather geschlagene sechs Jahre
"marinieren" lassen, bis er 2015 endlich stattfinden konnte. Nun steht
zu befürchten, daß auch die Revanche zwischen Fury und Wilder ewig auf
sich warten läßt, wenn sie denn jemals stattfindet. Da der
WBC-Champion mit Al Haymon und dessen Format Premier Boxing Champions
zusammenarbeitet, dürften allein schon die unterschiedlichen Sender
mögliche Verhandlungen beträchtlich erschweren. Deontay Wilder
verteidigt ersatzweise seinen Titel am 18. Mai im Barclays Center in
Brooklyn gegen seinen Landsmann Dominic Breazeale, den
Pflichtherausforderer beim Verband WBC.

Offensichtlich haben weder Bob Arum noch die Verantwortlichen bei ESPN
ein Interesse daran, Tyson Fury womöglich gegen Deontay Wilder und
damit gleich beim ersten Auftritt im Rahmen ihres Vertrags mit dem
prominenten Briten scheitern zu sehen. Wie zu erwarten war, setzen sie
ihm statt dessen einen vergleichsweise leichten Gegner vor, um seinen
Marktwert zu erhalten. Dieser Winkelzug stößt unter Boxfans auf
harsche Kritik, entspricht aber Arums langjährigem Geschäftsgebaren,
sich im Haifischbecken der Branche zu behaupten, indem er tunlichst
nichts mehr aus den Fingern läßt, was sie einmal gepackt haben. So
hat er bereits angekündigt, daß sein britischer Schützling erst im
Februar 2020 "hoffentlich" gegen Wilder antritt, sofern er gegen Tom
Schwarz die Oberhand behält. [2]

Auf die zwangsläufig im Raum stehende Frage, ob er die weithin
erhobene Forderung nach einem Rückkampf gegen Deontay Wilder
verstanden habe, erwiderte Fury, beide müßten diese Revanche haben.
Bevor es dazu komme, habe er sich jedoch zunächst um Schwarz zu
kümmern. Er selbst sei sehr fit, absolut bereit und könne es kaum
erwarten, gegen den Deutschen zu kämpfen, der jung, ungeschlagen,
frisch und ehrgeizig sei, ließ der Brite ungewohnt handzahm verlauten.
Hingegen kritisierte Eddie Hearn, es sei ein schrecklicher Kampf, wenn
aus dem Rematch gegen Wilder ein Ringauftritt gegen Tom Schwarz werde.
Allerdings müsse man Tyson Fury bewundern und beglückwünschen, sofern
er tatsächlich soviel verdient, wie berichtet wird, um diesen Kampf
auszutragen, so der Promoter Anthony Joshuas mit einem unüberhörbar
höhnischen Unterton. Joshua ist bekanntlich Weltmeister der Verbände
WBA, WBO und IBF und damit der Dritte im Bunde auf dem Gipfel des
Schwergewichts. [3]

Der 24 Jahre alte Tom Schwarz ist in 24 Kämpfen ungeschlagen, von
denen er 16 vorzeitig gewonnen hat. Er steht beim Magdeburger Boxstall
SES unter Vertrag, dessen Promoter Ulf Steinforth zu Recht hervorhebt,
daß sein Schützling nichts zu verlieren habe. "Natürlich rechne ich
mir etwas Großes aus", erklärt Schwarz, der den Interkontinentaltitel
der WBO hält und in deren aktueller Rangliste an Nummer zwei geführt
wird. Für ihn sei das die größte Chance seines Lebens und er werde
alles dafür geben zu gewinnen. "Ich gehe nicht nach Las Vegas, um zu
verlieren."

Schwarz, der 1,97 Meter mißt und 108 Kilo auf die Waage bringt, gehört
zu den größten deutschen Talenten der letzten Jahre. Er ist
Junioren-Weltmeister nach Version der WBO und des WBC und gewann 2017
den Interkontinentaltitel der WBO, den er seitdem viermal in Folge
vorzeitig verteidigt hat. Seine Karriere ist jedoch nicht nur von
Erfolgen geprägt, zwangen ihn doch zwei Bandscheibenvorfälle zu
längeren Pausen. Dem 2,06 m großen und wesentlich schwereren Tyson
Fury ist nicht nur körperlich, sondern auch an Erfahrung klar
unterlegen, hat Schwarz doch bislang keine international hochklassigen
Kontrahenten vor den Fäusten gehabt.

Übrigens hat schon einmal ein Hallenser gegen Fury geboxt. Am 3. Mai
2010 hielt Hans-Jörg Blasko in Huddersfield keine volle Runde gegen
den Briten durch. Das will Tom Schwarz natürlich sehr viel besser
machen, wobei er auch damit rechnen muß, daß sich der Ton des verbalen
Schlagabtauschs im Vorfeld deutlich verschärfen wird, je näher der
Kampf rückt. Schließlich ist Fury für sein loses Mundwerk und eine
Zermürbetaktik bekannt, mit dem er seinen kommenden Gegner zu
verunsichern trachtet. Das weiß natürlich auch Ulf Steinforth, wenn er
warnt, daß sein Schützling erst 24 Jahre alt sei und sein ganzes Team
brauche, um für Schutz und Rückhalt zu sorgen. Die Phase vor dem Kampf
werde womöglich noch heftiger ausfallen als der Auftritt im Ring. Ein
Achtungserfolg für Tom Schwarz gäbe nicht zuletzt dem angeschlagenen
deutschen Boxsport einen dringend benötigten Impuls. Im Juli 2018
hatte der Berliner Supermittelgewichtler Tyron Zeuge als letzter
Weltmeister der Bundesrepublik seinen WBA-Titel verloren.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2019/03/tyson-fury-vs-tom-schwarz-official-for-june-15/

[2] www.sport1.de/kampfsport/boxen/2019/03/boxen-deontay-wilder-tyson-fury-mega-fight-erst-2020-schwarz-fordert-fury

[3] www.mdr.de/boxen/tom-schwarz-naechster-gegner-von-tyson-fury-100.html
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